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Braucht die Wirtschaft eine neue 
Ordnungspolitik?

In der deutschen Volkswirtschaftslehre wird ein Streit zwischen Anhängern der 
Ordnungspolitik und Anhängern der formal-theoretischen Ökonomik ausgetragen. 

Die „Ordnungspolitiker“ setzen dabei vor allem auf Regeln und Institutionen, die der 
Marktwirtschaft einen Rahmen geben sollen. Den theoretischen Ökonomen werfen sie 

Realitätsferne vor. Entsprechend bezieht sich der Streit auch auf die Politikberatung. Hier 
müssen sich die Ökonomen mit dem Vorwurf auseinandersetzen, bei der Vorhersage 

der Finanzkrise versagt zu haben.

Die Ökonomen-Kontroverse 
„Ordnungspolitik versus for-

mal-theoretische Ökonomik“ ist 
so, wie sie in den letzten Wochen 
aufgebrochen ist, nicht zielführend. 
Sie erscheint als eine künstlich 
erzeugte Blase und entspricht im 
Übrigen nicht dem wettbewerbs-
orientierten Postulat der Metho-
denvielfalt. Auch der Vorwurf gegen 
deutsche ordnungspolitisch orien-
tierte Ökonomen, sie verträten den 
Standpunkt eines „deutschen Son-
derwegs“ und wollten diesen durch 
akademische Protektion gegen-
über der internationalen Scientifi c 
Community „schützen“, ist ebenso 
schlecht begründet wie die Gegen-
behauptung, die Mathematik sei 
als analytisches Instrumentarium 
grundsätzlich ein Fremdkörper in 
einer sich als Sozialwissenschaft 
begreifenden Ökonomik. 

Tatsächlich ist allerdings zu be-
obachten, dass international ein 
zunehmend beachtlicher Teil der 
rein journal-orientierten Publika-
tionen eher als Demonstration 
formal-analytischer komparativer 
Vorteile ihrer Autoren gelten kann 
denn als konkrete Lösungsbeiträge 

Wolf Schäfer

Ordnungsökonomik ist Institutionenökonomik

zu realökonomischen Fragestel-
lungen: Rigour versus Relevance. 
Wenn das Streben nach Rigour 
gegenüber dem nach Relevance 
dominant wird, katapultiert sich die 
akademische Ökonomenzunft zu-
nehmend aus der von Wirtschafts-
politikern nachgefragten Expertise 
heraus. 

Dies verdeutlicht, dass der wis-
senschaftlich arbeitende Ökonom 
sich zwei Märkten gegenüber-
sieht, die durch Substitutionslü-
cken weitgehend getrennt sind: 
dem Journal-Markt einerseits, der 
allein die akademische Reputation 
bestimmt, aber politikfern funkti-
oniert, und dem Politik-Markt an-
dererseits, der konkreten Gestal-
tungseinfl uss in der Politikberatung 
verspricht, aber der wissenschaft-
lichen Reputation eher abträglich 
ist. Zu selten bedienen – jedenfalls 
in Deutschland – akademische 
Ökonomen beide Märkte zugleich.

Institutionenökonomik und
Good Rules

Der Streit zwischen Ordolibe-
ralen und quantitativ arbeitenden 
Ökonomen entschärft sich, wenn 
man die moderne Institutionenöko-

nomik ins Blickfeld nimmt, deren 
zentrale Botschaft ist: institutions 
matter. Dabei werden Institutionen 
als generelle Regeln verstanden, 
die Handlungen vorschreiben, er-
lauben, empfehlen oder verbieten 
und damit unterschiedliche Anreize 
für wiederkehrende Interaktionen 
zwischen Individuen, Gruppen und 
Organisationen setzen. Zudem sind 
es Regeln, die mit Durchsetzungs- 
und Sanktionsmechanismen ver-
sehen sind. 

Insofern repräsentieren Instituti-
onen also Regeln, die allgemeines 
Verhalten strukturieren. Je nach 
spezieller Ausprägung können sie 
Erwartungen stabilisieren, aber 
auch das Gegenteil bewirken, sie 
können Unsicherheit reduzieren, 
aber auch erhöhen, sie können 
zur Regeleinhaltung einladen, aber 
auch zu ihrer Umgehung, sie kön-
nen spekulative Engagements sti-
mulieren, aber auch Haftung oder 
Nichthaftung bei Misserfolg festle-
gen. Und nicht zuletzt sind Institu-
tionen Regeln, die das Aktionsfeld 
von staatlichen Organisationen 
normativ defi nieren: Welche Rolle 
soll der Staat in einem grundsätz-
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lich marktwirtschaftlich organisier-
ten Wirtschaftssystem spielen?

In diesem Sinne ist die ord-
nungsliberale Ausrichtung öko-
nomischen Räsonnierens nichts 
anderes als eine spezielle Variante 
normativen institutionenökonomi-
schen Denkens, das sich auf be-
stimmte Setzungen beruft, die als 
„gute Regeln“ bezeichnet werden, 
weil sie sich in der Vergangenheit 
bewährt haben. Dabei ist nicht um-
stritten, dass Institutionen und Or-
ganisationen keinen Ewigkeitscha-
rakter besitzen und insofern prin-
zipiell stets dem empirischen Test 
auf ihre Validität als „gute Regeln“ 
ausgesetzt werden müssen, die 
sich in ihren erwünschten Anreiz-
wirkungen nach wie vor bewähren, 
also anreizkompatibel sind. 

Deshalb stehen die Ökonomet-
rie und mithin die quantitativ aus-
gerichtete empirische Wirtschafts-
forschung grundsätzlich nicht nur 
nicht im Widerspruch zur Ord-
nungsökonomik, sie stellen viel-
mehr ihre zwingende instrumentelle 
Ergänzung dar. Sie können verhin-
dern und dem Vorwurf entgegen-
treten, dass der Ordoliberalismus 
zur empirisch gehaltlosen Ideolo-
gie verkommt. Betont sei allerdings 
auch, dass Modelltheorien, die 
sich in ihrem Gehalt als in mathe-
matische Form gekleidete Übun-
gen in abstrakter Logik entpuppen, 
diesbezüglich keinen fruchtbaren 
Beitrag leisten können. Nun kann 
man Anreizwirkungen von speziel-
len institutionellen Arrangements 
auch ohne aufwendigen ökonome-
trischen Apparatus relativ leicht als 
erwünscht oder unerwünscht iden-
tifi zieren. Das trifft zum Beispiel für 
die Erfahrung zu, dass die Risiko-
neigung von Individuen allgemein 
umso höher ist, je weniger sie 
selbst bei Misserfolg in die Haftung 
genommen werden. Hier greifen 
die Erkenntnisse der Institutionen-

theorie des moralischen Risikos 
(Moral Hazard), die besagen, dass 
Individuen leichtfertig mehr wagen, 
wenn Dritte für Verluste haften, 
wenn also die Balance zwischen 
Gewinnchance und Verlustrisiko 
außer Kraft gesetzt ist. 

Der Staat als Regelsetzer

Deshalb lehrt auch die Erfah-
rung, dass es nicht gut ist, wenn 
der Staat jede beliebige Rolle im 
wirtschaftlichen Gefüge spielen 
darf, falls er die Privaten nicht zu 
schädlichem Moral-Hazard-Verhal-
ten einladen und die Steuerzahler 
nicht in jede beliebige Haftungsge-
meinschaft zum Beispiel gegenüber 
dem Versagen des Managements 
privater Unternehmen zwingen 
will: So kann die Rolle des Staates 
als wohldefi nierter ordnungspoliti-
scher Regelsetzer privaten Moral 
Hazard minimieren, während staat-
liche Schutzschirme, Bürgschaften 
und Staatsbeteiligungen dieses 
ziemlich sicher eher steigern, weil 
sie versicherungsähnlichen Cha-
rakter haben.

Und auf Versicherungsmärkten 
fällt bekanntlich das Problem der 
asymmetrischen Information be-
sonders ins Gewicht: Die privaten 
Nachfrager nach Staatshilfen sind 
über ihre wirtschaftliche Situation 
und also auch über ihr Risiko des 
Scheiterns und dessen Gründe 
zumeist besser informiert als der 
Staat als Anbieter von Schutzschir-
men. Deshalb besteht der Anreiz, 
dass sich zum Beispiel auch sol-
che Firmen unter den staatlichen 
Schutzschild begeben, die dies 
gar nicht nötig haben. Umgekehrt 
besteht die Gefahr, dass der Staat 
die Risiken einer Firma niedriger 
einschätzt, als sie tatsächlich sind. 
Diese Situation führt letztlich zur 
fl ächendeckenden Außerkraftset-
zung der Balance zwischen Ge-
winnchance und Verlustrisiko in 
den Kalkülen der Privaten. Für die 
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Ordnungsökonomik wird hier die 
hohe Relevanz der Spieltheorie mit 
der Überschrift Mechanism Design 
evident.

Mithin gilt es zu fragen, welche 
Anreizwirkungen für die Privaten 
davon ausgehen, wenn der Staat 
zugleich als Garant von Bankein-
lagen, als Kreditgeber, Investor, 
Unternehmer, Regulierer, Sozial-
versicherer, Aufsichtsinstanz und 
sogar als Enteigner auftritt, wie er 
dies derzeit in Deutschland prakti-
ziert. Auch wenn manche Vertreter 
der politischen Klasse meinen, in 
der Krise seien keine Lehrbuch-
weisheiten gefragt, die eine solche 
staatsfunktionale Mixtur aus ord-
nungspolitischer Einsicht ableh-
nen, kann man aber doch aus der 
Theorie und Empirie des Staats-
versagens lernen, dass die gesell-
schaftlichen Opportunitätskosten 
dieser Art staatswirtschaftlicher 
Breitenaktivität mittel- und langfris-
tig (zu) hoch sind und deshalb mit 
Einbußen und nicht mit Erhöhun-
gen des gesellschaftlichen Wohl-
stands einhergehen.

Zehn „Momente“ der Krise

Die gegenwärtige Wirtschafts-
krise ist ein exzellentes Lehrstück 
für die hohe Relevanz der Instituti-
onenökonomik. Um sie in ihrer ord-
nungspolitischen Ausprägung für 
ein Lernen aus der Krise zu nutzen, 
bedarf es zunächst einer Analyse 
ihrer Ursachen und Folgen. Dazu 
seien in aller Kürze zehn zeitlich 
sowie analytisch vernetzte „Mo-
mente“ aufgezeigt, die wohl als die 
institutionellen Hauptauslöser und 
Verstärker der Krise angesehen 
werden können.

Erstes Moment• : die – vor allem 
nach dem 11. September 2001 
– expansiv gefahrene Geldpolitik 
der amerikanischen Fed in Kom-
bination mit dem liquidisierenden 
Anlageverhalten Chinas in Bezug 
auf den Kauf von US-Staatsan-

leihen aufgrund seiner hohen 
Währungsreserven. Beides führte 
bekanntlich zur Preisinfl ation vor 
allem auf den Vermögens- und 
Immobilienmärkten der USA.

Zweites Moment• : die „Sozial-
politik“ der Regierungen Clinton 
und Bush. Diese Politik konkre-
tisierte sich durch zinssubventi-
onierte Immobilienkredite – auch 
und besonders an Häuslebau-
er ohne jede Eigenkapitalbasis 
(Subprimes). Da zudem mit wei-
terhin steigenden Immobilien-
preisen gerechnet wurde, lagen 
die Hypothekenkredite zum Teil 
beträchtlich über 100% der An-
schaffungskosten.

Drittes Moment• : der massenwei-
se Aufkauf von Subprime-Kredi-
ten durch Banken. Insbesondere 
zwei staatlich gelenkte US-Hypo-
thekenbanken wurden zu diesen 
Käufen angehalten, aber auch an-
dere US-Banken kumulierten ihre 
Risiken durch derartige Käufe.

Viertes Moment• : der Verkauf 
„strukturierter“ Portfolios. Mit 
anderen klassischen und deriva-
tiven Aktiva kombiniert wurden 
die Subprimes als Portfolios über 
die internationalen Kapitalmärk-
te ohne Selbstbehalte an andere 
Finanzinstitute verkauft. Die Port-
folios waren in Struktur und Risi-
kogehalt komplex und intranspa-
rent. Dennoch wurde ihre Bonität 
durch Ratingagenturen, die zum 
Teil bei der Zusammensetzung 
der Portfolios befasst und zu-
dem von den Auftraggebern 
bezahlt wurden, mit höchsten 
Noten bewertet. An den interna-
tionalen Transaktionen mit hoch-
komplexen und risikobehafteten 
Portfolios beteiligten sich neben 
privaten auch und besonders 
deutsche Staatsbanken (Landes-
banken). 

Fünftes Moment• : das Platzen der 
Immobilienblase. Aufgrund der 

ab etwa 2006 allmählich kontrak-
tiver ausgerichteten US-Geldpo-
litik platzte die Immobilienblase 
in den USA. Zinsen und Arbeits-
losigkeit stiegen, der Abschwung 
begann, die Häuserpreise fi elen, 
Immobilienkredite platzten, was 
sich durch die Kreditvernetzung 
über die internationalen Kapi-
talmärkte verbreitete. Die Folge 
waren Zusammenbrüche und In-
solvenzen von Banken mit welt-
weiten kumulativen Netzeffekten.

Sechstes Moment• : das Entste-
hen eines weltweiten Vertrau-
ensproblems. Auf den internati-
onalen Geld- und Kapitalmärkten 
ging das gegenseitige Vertrauen 
zwischen Banken und Finanzin-
stitutionen in deren jeweilige Bo-
nität verloren mit der Folge einer 
extremen Störung des Liquidi-
tätsausgleichs auf den Interbank-
märkten. Die weiteren Folgen 
waren die massive Bereitstellung 
von Liquidität durch die Zentral-
banken an die Bankensysteme 
(„Helikopter-Ökonomie“).

Siebtes Moment• : die krisenver-
stärkende Wirkung von Eigenka-
pital- und Bewertungsvorschrif-
ten für Banken. Basel II sowie die 
Bilanzierung zum Beispiel nach 
dem Mark-to-Market-Prinzip ha-
ben prozyklische krisenverstär-
kende Wirkung.

Achtes Moment• : die Krisentrans-
formation vom monetären in den 
realen Sektor. Die Interbank-Kre-
ditklemme sowie das Vertrauens-
defi zit wirkten in den Realsektor 
hinein, indem Unternehmen und 
Haushalten keine oder nur mit 
schlechteren Konditionen ausge-
stattete Kredite gewährt wurden. 
Die Folge waren und sind: Inves-
titions- und Produktionseinbrü-
che, Kurzarbeit, Entlassungen, 
Insolvenzen.

Neuntes Moment• : der Staat 
als Lender of Last Opportuni-
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ties. Staatliche Bürgschaften, 
Schutzschirme, Beteiligungen, 
Bad Banks, Enteignungen von 
Banken und Unternehmen sollen 
die kumulativen ökonomischen 
Abwärtsmechanismen stabilisie-
ren und Vertrauen regenerieren. 
Dabei spielt die sogenannte Sys-
temrelevanz eine Rolle: Too big to 
fail? Too interconnected to fail?

Zehntes Moment• : Kumulative 
Effekte der Krisenverstärkung. 
Die Finanzkrise wird zugleich 
von einer Konjunktur- und einer 
Strukturkrise überlagert. In einem 
Wahljahr vereinfacht sich für die 
politische Klasse offenbar die 
Defi nition ihrer Rolle in der Krise, 
denn alle wollen (wieder) gewählt 
werden: Staatliche Garantien, 
Versprechungen, Täuschungen 
und Schulden explodieren.

Institutionenökonomische 
Folgerungen

Aus dieser Tour d´Horizon durch 
die Krisenmomente wird eines 
deutlich: Wie ein roter Faden zie-
hen sich die Defi zite in den institu-
tionellen Arrangements durch den 
Krisenverlauf. Es liegt offensichtlich 
ein breit gestreutes Regelungs-, al-
so Institutionenversagen vor, und 
zwar vor allem in Bezug auf staat-
liche Arrangements:

Eine „Sozialpolitik“ auf Basis der 1. 
Außerkraftsetzung von Markt-
zins und Eigenkapitalhaftung, 
wie sie in den USA mit geldpoli-
tischer Unterstützung betrieben 
wurde, ist ordnungspolitisch 
fatal. Institutionenökonomisch 
ausgedrückt liegt ein Politikver-
sagen der Organisationen US-
Regierung und Fed vor. 

Ratingagenturen dürfen nicht 2. 
von ihren Auftraggebern bezahlt 
und nicht an der Zusammenset-
zung des von ihnen zu bewer-
tenden Portfolios beteiligt wer-
den. Diese Art von Vertragsbe-

ziehungen ist in ihren anreizin-
kompatiblen Wirkungen in der 
Institutionenökonomik längst 
breit analysiert.

Die Transparenz der Finanz-3. 
produkte und der Finanzinsti-
tutionen muss erhöht werden. 
Das könnte zum Beispiel durch 
gewisse Standardisierungen 
erreicht werden. Erhöhte Trans-
parenz bewirkt zudem, dass 
die Relevanz der Ratingagentu-
ren verringert wird oder letztere 
womöglich überfl üssig werden. 
Mehr Transparenz ist auch er-
forderlich bei den Eigenkapital-
ausstattungen der Banken. Man 
könnte sie herstellen durch eine 
Publikationspfl icht ihrer jeweili-
gen Leverage Ratios.

Das fl ächendeckend außer Kraft 4. 
gesetzte Prinzip der Balance 
zwischen Misserfolgsrisiko und 
Haftung muss ohne Einschrän-
kungen für alle an Finanzmarkt-
transaktionen Beteiligten durch-
gesetzt werden. Diese weltweite 
Außerkraftsetzung ist wohl die 
zentrale institutionenökono-
misch relevante Ursache für das 
internationale Krisendilemma. 
Deshalb sind striktere Arrange-
ments zur Einhaltung von Ei-
genkapitalausstattungen für alle 
Schuldner-Gläubiger-Beziehun-
gen vonnöten. Zudem bedarf es 
der Einführung von Selbstbehal-
ten im Handel mit risikoträchti-
gen Aktiva. Und es gehören die 
für Bank- und Unternehmens-
manager eingespielten perver-
sen Vertragsanreize außer Kraft 
gesetzt, die eigenes Versagen 
nicht mit sanktionierender Haf-
tung bestrafen, sondern mit Bo-
nuszahlungen und Abfi ndungen 
belohnen. Diese Überlegungen 
sollten auch auf die Haftung 
der Mitglieder von privaten und 
staatlichen Aufsichtsgremien 
übertragen werden. 

Institutionelle Regelungen wie 5. 
etwa Basel II oder Fair-value-
Bewertungsvorschriften müs-
sen ihrer krisenabhängigen pro-
zyklischen Wirkungen entkleidet 
werden. Dies könnte gesche-
hen, indem man zum Beispiel 
– anders als es Basel II vorgibt 
–  die Eigenkapitalanforderungen 
unter dynamischen Aspekten 
antizyklisch gestaltet.

Die Rolle des Staates als Lender 6. 
of Last Opportunities ist insti-
tutionenökonomischer Spreng-
stoff. Die sogenannte System-
relevanz von Organisationen 
als Kriterium für die Gewährung 
von Staatshilfen zu benennen, 
erscheint auf den ersten Blick 
überzeugend. Aber wenn eine 
Bank zu groß ist, um umzufallen, 
dann ist sie eben zu groß. Folg-
lich gilt es, neue institutionelle 
Arrangements zu etablieren, 
die als systemrelevant einge-
schätzte Unternehmensgrößen 
unter Aufsicht stellt oder auch 
mit Aufl agen hinsichtlich mit der 
Unternehmensgröße steigen-
der Eigenkapitalanforderungen 
versieht, die auch mit obligato-
rischen Versicherungslösungen 
komplettiert werden können. 
Systemrelevanz darf nicht mehr 
automatisch Steuerzahlerhaf-
tung bedeuten.

Das institutionelle Versagen von 7. 
staatlichen Banken und Auf-
sichtsgremien sollte zur Erkennt-
nis führen, dass der Staat ein 
schlechter Banker ist. Staats-
banken, also auch und beson-
ders die Landesbanken, sollten 
deshalb abgeschafft werden. Es 
gibt kein ordnungspolitisch zu 
rechtfertigendes Geschäftsmo-
dell für sie.

Mehr Staatskontrolle?

Diese skizzierten Renovierungen 
der institutionellen Arrangements 
für die internationalen Kapitalmärk-
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te bedeuten nicht den populären 
Ruf nach mehr staatlicher Kontrol-
le, sondern nach besseren Regeln, 
also nach Institutionen mit höherer 
Anreizkompatibilität. Man muss 
daran zweifeln, ob zum Beispiel 
das vom US-Präsidenten vorge-
schlagene Maßnahmenpaket der 
staatlichen Kontrollexpansion mit 
dem Aufsichtsmachtzuwachs der 
Fed diese Anforderungen erfüllt, 
denn dieser impliziert – wegen des 
drohenden Zielkonfl ikts zwischen 
Preis- und Systemstabilität – die 
Gefahr der Einschränkung der po-
litischen Unabhängigkeit der Fed. 
Dieselben Zweifel sind angebracht 
für die von der EU-Kommission 
diskutierte europaweite Kontrolla-
genda, wenn Aufsichtsbefugnisse 
auch auf die EZB übertragen wer-
den sollten. 

Die Grundphilosophie ist offen-
sichtlich: mehr Staatskontrolle der 
internationalen Finanzwelt, zum 
Beispiel durch die Etablierung ei-
nes Europäischen Rats für Sys-
temrisiken (ESRC) oder eines Euro-
päisches Finanzaufsichtssystems 
(ESFS). Aber das Problem dieser 
Philosophie ist, dass die Politiker 
sich Kompetenzen anmaßen, die 
sie gar nicht besitzen.

Die Krise lehrt: 
Good Rules sind gefragt

In der Öffentlichkeit konzentriert 
sich die Diskussion um die Ursa-
chen der Finanzkrise oft genug 
auf ethisch-moralische Aspekte, 
bei denen zum Beispiel Eigennutz-
streben und Gier der Manager als 
destruktive Treibriemen eines gren-
zenlosen Kapitalismus identifi ziert 
werden. Diese Diskussion zu füh-
ren ist wohl immer gut, aber nicht 
neu, denn sie gibt es in guten wie 
in schlechten Zeiten schon seit 
Jahrhunderten. Sie ist also kein er-
klärendes Spezifi kum der Gegen-
wartskrise. 

Zudem ist die Wertediskussion 
auch Bestandteil der Institutionen-
ökonomik, weil Ethik und Moral, 
Sitten und Gebräuche, Religion 
und Vertrauen zu den informellen 
Institutionen gehören, von denen 
– wie bei den formellen Institutio-
nen – spezifi sche Handlungsan-
reize ausgehen. Man denke nur 
an Max Webers Traktat über den 
Protestantismus in seiner Wirkung 
auf den Kapitalismus oder auch an 
die Figur des Ehrbaren Kaufmanns. 
Und welche gesamtwirtschaftli-
chen Schäden entstehen, wenn 

Vertrauen zum Beispiel zwischen 
Banken fehlt, lehrt uns die Finanz-
krise in höchster Klarheit. Es kann 
Gier als Neugier des Forschers 
den wissenschaftlichen Fortschritt 
vorantreiben, aber als Wiederwahl-
gier des Politikers durchaus zum 
Gegenteil führen. Die individuellen 
Motive des Handelns sind aber 
dann ökonomisch nicht wesentlich, 
wenn es Regeln gibt, die diese Mo-
tive domestizieren und womöglich 
in gesellschaftlichen Nutzen trans-
formieren. 

Das hat bekanntlich schon Adam 
Smith gesagt. Aber hier auch auf 
Vordenker wie Wilhelm Röpke, 
Walter Eucken, Friedrich August 
von Hayek, James Buchanan, 
Ronald Coase, Douglass North 
und Andere zu verweisen, ist kein 
Rückschritt in eine ordnungspoli-
tische „Steinzeitökonomik“, son-
dern ein bewusstes Verweisen auf 
Ökonomen, die im Zeitverlauf weg-
weisende Grundlagen für institutio-
nenökonomisch fruchtbares Den-
ken bereits geliefert haben. Es geht 
letztlich um die Suche nach guten 
Regeln, die sich bewähren. Und da 
führen viele Wege nach Rom.

Jürgen Kromphardt

Für eine enge Verzahnung von Theorie und Politik

Die Finanzmarktkrise hat feh-
lende Regulierungen und das 

Versagen der Aufsichtsbehörden 
offen gelegt. Für eine verbesser-
te Rahmenordnung dieser Märk-
te bietet die Ordnungstheorie 
der Ordoliberalen der Freiburger 
Schule (insbesondere Eucken) eine 
gute Richtschnur. Daraus folgt al-

lerdings nicht, dass alles, was die 
Ordoliberalen damals für andere 
Politikbereiche, insbesondere die 
Prozesspolitik, formuliert haben, 
zutreffend und noch zeitgemäß ist. 
Vielmehr müssen hier Wirtschafts-
theorie und Wirtschaftspolitik en-
ger verzahnt werden, um eine pro-
blemgerechte Analyse theoretisch 

zu fundieren und wirtschaftspoli-
tisch anzuwenden. 

Euckens Prinzipien der 
Wettbewerbsordnung 

Die Ordoliberalen der Freiburger 
Schule haben einen starken Staat 
gefordert, der den Wettbewerb, 
die Grundlage der Marktwirtschaft, 
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zwischen den Unternehmen si-
chert.1 Der einzelne Unternehmer 
hat nämlich stets ein Interesse da-
ran, den Wettbewerb zu beschrän-
ken und dadurch seine Gewinnsi-
tuation zu verbessern. Er soll aber 
in einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung seine Gewinne durch Leis-
tung erzielen und durch innovati-
ves Handeln aufrechterhalten, statt 
allein seine Marktposition aus-
zunutzen. Entsprechend diesem 
Grundsatz ist in der Bundesrepu-
blik Deutschland 1956 das Gesetz 
gegen Wettbewerbsbeschränkun-
gen beschlossen und später er-
weitert worden.

Euckens Forderungen an die 
Ordnungspolitik gingen jedoch 
über diese Wettbewerbsregelun-
gen weit hinaus; denn er forderte, 
dass „die Herstellung eines funkti-
onsfähigen Preissystems vollstän-
diger Konkurrenz zum wesentli-
chen Kriterium jeder wirtschafts-
politischen Maßnahme gemacht 
wird. Dies ist das wirtschaftsver-
fassungsrechtliche Grundprinzip“.2 
Zu den Einzelprinzipien, nach de-
nen die Wettbewerbsordnung ge-
staltet werden soll, zählt neben der 
Währungsstabilität, der Offenheit 
der Märkte, dem Privateigentum, 
der Vertragsfreiheit und der Kon-
stanz der Wirtschaftspolitik das 
Haftungsprinzip: „Wer den Nut-
zen hat, muss auch den Schaden 
tragen“.3

Dieses Prinzip spielt in unserer 
Zeit aufgrund der Zerstörung der 
Umwelt und aufgrund des Klima-
wandels eine bedeutende Rolle in 
der Umweltpolitik. Auf ihm basiert 
weitgehend die Umweltgesetzge-
bung, die allerdings noch wesent-

1 R. B l u m : Soziale Marktwirtschaft: Wirt-
schaftspolitik zwischen Neoliberalismus und 
Ordoliberalismus, Tübingen 1969.

2 W. E u c k e n : Grundsätze der Wirtschafts-
politik, hrsg. von E. E u c k e n , P. H e n s e l , 
Bern/Tübingen 1952, S. 254.

3 Ebenda, S. 279.

lich weiterentwickelt werden muss, 
leider häufi g gegen den kurzsichti-
gen Widerstand der betroffenen In-
dustriezweige und sonstigen Grup-
pen. Daher ist auch hier ein starker, 
selbstbewusster und durchset-
zungsfähiger Staat gefordert, der 
die Haftungsregeln so formuliert, 
dass die Schäden möglichst gar 
nicht erst entstehen.

Die Rolle des Haftungsprinzips 
für die Finanzmärkte

Um auf die aktuelle Finanzkri-
se durchgreifend zu reagieren, 
muss ein „starker Staat“ das Haf-
tungsprinzip auch gegenüber den 
Akteuren auf den Finanzmärkten 
durchsetzen. Auf diesen Märkten 
wurde gegen dieses Prinzip näm-
lich in zweierlei Hinsicht verstoßen. 
Erstens wurden mit der Verbrie-
fung von Kreditforderungen Papie-
re geschaffen, durch die sich der 
Kreditgeber von den Risiken der 
Kreditvergabe befreite, ohne dass 
der Käufer diese erkennen konnte. 
Dadurch konnte der Kreditgeber 
sich der Haftung entziehen, an-
schließend neue Risiken eingehen, 
diese erneut verkaufen usw. Zwar 
wurden die Risiken durch dieses 
Verfahren auf mehr Schultern ver-
teilt, aber sie verschwanden nicht. 
Im Gegenteil! Es wurden zusätzli-
che Risiken eingegangen, sodass 
deren Gesamtvolumen drastisch 
anstieg.

Zweitens wurde das Haftungs-
prinzip auch innerhalb der Banken 
und der anderen Finanzinstitute 
verletzt. Nicht nur sicherten sich 
die Vorstände von Kapitalgesell-
schaften mit Zustimmung der 
Aufsichtsräte durch üppige Abfi n-
dungsvereinbarungen gegen mög-
liche Folgen eines Missmanage-
ments ab, sondern sie duldeten 
auch, dass die Investmentbanker, 
die in den Finanzinstituten die 
Kapitalmarktgeschäfte betrieben, 
sich durch Bonuszahlungen, die 

am kurzfristigen Gewinn orientiert 
waren und später nicht zurückge-
fordert werden konnten, gegen die 
Folgen ihrer riskanten Geschäfte 
absicherten und keine Haftung für 
die später in der Finanzkrise ein-
tretenden Verluste übernehmen 
mussten. Opfer dieser Haftungs-
ausschlüsse waren die Aktionäre, 
deren Interessen die Aufsichtsräte 
eigentlich vertreten sollen, und die 
Gläubiger.

Zu dieser Problematik fi nden 
sich bei Eucken geradezu pro-
phetische Aussagen: „Die Haftung 
hat im Aufbau der wirtschaftlichen 
Gesamtordnung große Funktio-
nen, wenn die Gesamtordnung ei-
ne Wettbewerbsordnung sein soll. 
Dann soll sie die Auslese der Be-
triebe und leitenden Persönlichkei-
ten ermöglichen und erleichtern. 
Sie soll weiter bewirken, dass die 
Disposition des Kapitals vorsichtig 
erfolgt. Investitionen werden um so 
sorgfältiger gemacht, je mehr der 
Verantwortliche für diese Investiti-
on haftet. Die Haftung wirkt inso-
fern also prophylaktisch gegen ei-
ne Verschleuderung von Kapital.“4 

Die Haftungsprinzip ist also auch 
für die innerbetrieblichen Regelun-
gen relevant: „Wer für Pläne und 
Handlungen der Unternehmen (Be-
triebe) und Haushalte verantwort-
lich ist, haftet (Haftungsprinzip)“.5 

Als Konsequenz aus den bei-
den genannten Fehlentwicklungen 
sind die Finanzmärkte umfassend 
zu regulieren, und es muss in die 
Vertragsgestaltung innerhalb von 
Unternehmen eingegriffen werden. 
Das Euckensche Prinzip der Ver-
tragsfreiheit steht dem nicht entge-
gen. Vielmehr setzt Eucken diesem 
Prinzip in zwei Richtungen Gren-
zen: „Vertragsfreiheit darf nicht zu 
dem Zwecke gewährt werden, um 

4 Ebenda, S. 280.

5 Ebenda, S. 281.
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Verträge zu schließen, welche die 
Vertragsfreiheit beschränken oder 
beseitigen … Vertragsfreiheit sollte 
aber auch im Wirtschaftsprozess 
nur da gewährt werden, wo voll-
ständige Konkurrenz vorhanden 
ist.“6 Da von vollständiger Konkur-
renz, mit ihren Voraussetzungen 
Transparenz, Präferenzlosigkeit 
und vollständige Information, in 
der Realität keine Rede sein kann, 
darf der Staat die Vertragsfreiheit 
einschränken.

Die Ausgestaltung der notwen-
digen Regulierungen und Eingriffe 
ist eine komplexe und schwierige 
Aufgabe, deren Bearbeitung oder 
Lösung man entsprechend der von 
Eucken gestellten Aufgabe, für die 
Durchsetzung des Haftungsprin-
zips zu sorgen, von den Anhängern 
des „Denkens in Ordnungen“, also 
den Ordnungspolitikern, erwarten 
würde. Diese Erwartung wird aber 
überwiegend enttäuscht.

Versagen der Ordnungspolitiker 

Woran mag dieses Versagen lie-
gen? Ich sehe dafür zwei Gründe:

Zum einen haben sie Euckens • 
(unrealistische und unerfüllbare) 
Forderung nach einem Wettbe-
werbssystem vollständiger Kon-
kurrenz fallen gelassen und durch 
die neoliberale Lehre ersetzt, wo-
nach die Märkte – auch wenn sie 
sich vom Idealbild der vollstän-
digen Konkurrenz weit entfernt 
haben – von selbst die optimalen 
Ergebnisse hervorbringen. So 
wurde aus dem Prinzip der Kon-
stanz der Wirtschaftspolitik ein 
Prinzip des Nichteingreifens in 
den Wirtschaftsprozess. Es gibt 
zwar einen Passus bei Eucken, 
der diese Interpretation zu stüt-
zen scheint: „Die wirtschaftspoli-
tische Tätigkeit des Staates sollte 
auf die Gestaltung der Ordnungs-
formen der Wirtschaft gerichtet 

6 Ebenda, S. 278 f.

sein, nicht auf die Lenkung des 
Wirtschaftsprozesses.“7 Liest 
man  jedoch die Erläuterungen zu 
diesem Grundsatz, so ist hier die 
einzelwirtschaftliche oder sekto-
rale Lenkung gemeint, z.B. die 
Kreditvergabe oder die Verteilung 
der Investitionen auf Sektoren.

Zum anderen haben sich viele • 
Ordnungspolitiker darauf kon-
zentriert, Euckens damalige For-
derungen an die Prozesspolitik 
zu verteidigen, ohne zu hinterfra-
gen, ob sich diese Forderungen 
theoretisch fundieren lassen. 
Dies gilt insbesondere für die 
Konjunkturpolitik.

Zum Streit um die 
Konjunkturpolitik

Eucken lehnt konjunkturpoliti-
sche Maßnahmen ab. Er begrün-
det dies damit, dass „wirtschaft-
liche Depressionen ... mit einem 
Rückgang der Investitionstätigkeit 
verbunden zu sein (pfl egen). Zu-
gleich kommen Disproportionalitä-
ten innerhalb des Gesamtprozes-
ses zum Ausdruck. (Dabei) wissen 
(wir), dass die geringe Investiti-
onsneigung mit der Unstabilität 
der Wirtschaftspolitik und damit 
zusammenhängt, dass die Preis-
relationen, vor allem die Relationen 
zwischen Preisen der Produkti-
onsmittel und Produkten, gestört 
wurden.“8

Diese Krisenerklärung aus den 
Disproportionalitäten wurde von 
Spiethoff9 entwickelt. Sie stammt 
aus den 20er Jahren des letzten 
Jahrhunderts und spielt in der 

7 Ebenda, S. 336.

8 Ebenda, S. 310.

9 A. S p i e t h o f f : Krisen, in: Handwörterbuch 
der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften, 
4. Aufl ., Jena 1925; vgl. J. K ro m p h a rd t : 
Der Beitrag Adolph Löwes zur Konjunkturdis-
kussion im deutschen Sprachraum während 
der Weimarer Republik, in: V. C a s p a r i ; B. 
S c h e f o l d  (Hrsg.): Zwei Wirtschaftswissen-
schaftler der Frankfurter Universität, Marburg 
1996, S. 251-277, insbesondere S. 257 f.

heutigen konjunkturpolitischen 
Diskussion keine Rolle mehr. Die 
Ordnungstheoretiker sollten sich 
daher fragen, ob sie sich dennoch 
weiterhin an einer Konjunkturthe-
orie orientieren wollen, die heute 
praktisch von niemandem mehr 
vertreten wird.

Eucken hoffte, seine Wettbe-
werbsordnung werde die Beschäf-
tigung dadurch stabilisieren, „dass 
– wie bei einem gesunden Men-
schen, der sich gegen die Attacken 
von Millionen Bakterien erfolgreich 
wehrt – immer wieder Gegenkräfte 
auf ein Gleichgewicht hinwirken. 
Die Wettbewerbsordnung muss in 
dieser Hinsicht reagieren wie ein 
gesunder Organismus“.10

Grundlage dieser Hoffnung ist 
die statische allgemeine Gleichge-
wichtstheorie für vollständige Kon-
kurrenz. Euckens Schüler Friedrich 
A. Lutz11 hatte aus dieser Theorie 
die konjunkturpolitische Konse-
quenz abgeleitet, staatliche Kon-
junkturpolitik sei unnötig und störe 
nur die Anpassungsprozesse. Eu-
cken, der vorher eine progressive-
re Konjunkturerklärung vertreten 
hatte,12 ließ sich von dieser Analy-
se überzeugen.

Euckens Forderung nach kon-
junkturpolitischer Abstinenz steht 
im Gegensatz zu den konjunktur-
politischen Folgerungen aus der 
Theorie von Keynes. Statt sich je-
doch zu fragen, inwieweit Euckens 
Extremposition noch haltbar ist, 
und sich konstruktiv mit Karl Schil-
lers Formel von der „Versöhnung 
von Keynes’scher Botschaft und 
Freiburger Imperativ“ auseinander-

10 W. E u c k e n : Grundsätze der Wirtschafts-
politik, a.a.O., S. 312.

11 F. A. L u t z : Das Konjunkturproblem in der 
Nationalökonomie, Jena 1932.

12 W. E u c k e n : Kredit und Konjunktur, in: F. 
B o e s e  (Hrsg.): Verhandlungen des Vereins 
für Socialpolitik, Zürich 1928, Schriften des 
Vereins für Socialpolitik, Bd. 175, München/
Leipzig 1929.
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zusetzen, verharren Ordoliberale 
häufi g in einer starren Frontstellung 
zu Keynes und den Keynesianern.13 
Selbst die Tatsache, dass Keynes 
seine Theorie entwickelt hatte, um 
eine Konjunkturpolitik theoretisch 
zu fundieren, die den Kapitalismus 
vor dem Zusammenbruch retten 
sollte, konnte ihnen mehrheitlich 
nicht zu einer positiven Einstellung 
verhelfen. Ebenso lassen sie außer 
Acht, dass Keynes und die Keyne-
sianer wie sie einen starken Staat 
fordern, also in diesem zentralen 
Punkt ihre Verbündeten sind.

Selbst jüngere Forscher, 
wie Straubhaar, Wohlgemuth, 
Zweynert14, die sich explizit auf 
Eucken und den Ordoliberalismus 
berufen, erregen sich – statt kon-
struktive und präzise Lösungsvor-
schläge zu erarbeiten – weiterhin 
über eine „drohende“ Rückkehr 
des Keynesianismus. Dabei dre-
schen sie gerne auf den Stroh-
mann „Vulgärkeynesianer“ ein, den 
sie vorher freihändig entworfen ha-
ben.

Mangelnde theoretische 
Fundierung prozesspolitischer 

Thesen

Die drei Autoren kritisieren zwar 
die Verletzung des Haftungsprin-
zips durch die „Möglichkeit, Risi-
ken zu verschleiern“. Sie werfen 
bei der Ursachenanalyse jedoch 
Mehreres in einen Topf: „So wur-
de das Prinzip „Haftung“ in den 
USA durch eine verhängnisvolle 
Mischung aus geldpolitischer Ex-
pansion, sozialpolitischem Dirigis-
mus und laxer Regulierung der Ka-

13 Dass man Wirtschaftspolitik auch anders 
erforschen und lehren kann, ohne die Bedeu-
tung der Wirtschaftsordnung zu vernachläs-
sigen, zeigt beispielhaft das Lehrbuch von 
R. K l u m p : Wirtschaftspolitik: Instrumente, 
Ziele und Institutionen, München 2006.

14 T. S t r a u b h a a r,  M. Wo h l g e m u t h , J. 
Z w e y n e r t : Rückkehr des Keynesianismus: 
Anmerkungen aus ordnungspolitischer Sicht, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 20/2009.

pitalmärkte außer Kraft gesetzt.“15 
Welcher Zusammenhang zwi-
schen geldpolitischer Expansion 
und Haftungsprinzip bestehen soll, 
wird genau so wenig erläutert wie 
die Beziehung zwischen diesem 
Prinzip und sozialpolitischem Di-
rigismus. Wenn mit letzterem da-
rauf angespielt werden soll, dass 
im US-amerikanischen Recht nur 
das beliehene Objekt, nicht jedoch 
der Schuldner für eine Hypothe-
kenschuld haftet, so wäre es bes-
ser, diese haftungseinschränkende 
Regelung klar zu kritisieren, statt 
verallgemeinernd von „sozialpo-
litischem Dirigismus“ (was immer 
das sei) zu reden.

Entsprechend zusammenge-
würfelt, unpräzise und unfundiert 
sind die unmittelbar anschließen-
den wirtschaftspolitischen Emp-
fehlungen zur Vermeidung von Fi-
nanzkrisen: „Solche Krisen können 
künftig nur verhindert werden, in-
dem der Staat der Wirtschaft eine 
Ordnung gibt, die für Transparenz 
sorgt und Fehlanreize minimiert, 
und sich ansonsten Eingriffen in 
den Wirtschaftsprozess so weit 
wie möglich enthält. Dazu gehört 
auch, die Geldmenge am Produkti-
onspotenzial auszurichten und kei-
ne Sozialpolitik gegen die Gesetze 
des Marktes zu betreiben.“16

Über die genaue Ausgestaltung 
der Ordnung erfährt man nichts, 
und die angehängte geldpolitische 
Forderung nach einer potenzial-
orientierten Geldmengenexpansi-
on wird weder präzisiert noch be-
gründet. Sie könnte auf Euckens 
Prinzip der Währungsstabilität 
zurückzuführen sein und soll wohl 
die Ablehnung einer „Politik des 
billigen Geldes“ begründen, die 
die Autoren mit dem Keynesianis-
mus in Verbindung bringen und 

15 T. S t r a u b h a a r,  M. Wo h l g e m u t h , J. 
Z w e y n e r t , a.a.O., S. 26.

16 Ebenda, S. 26.

kritisieren. Die damit verbundenen 
Fragen werden aber weder aufge-
worfen noch geklärt: 

Da die Notenbanken die Geld-1. 
menge nicht direkt bestimmen 
können, müssen sie versuchen, 
ihr Ziel durch den Einsatz ihrer 
geldpolitischen Instrumente zu 
erreichen. Im Mittelpunkt steht 
dabei der Leitzinssatz: Wächst 
die Geldmenge in Zeiten einer 
Rezession wegen zu geringer 
Kreditnachfrage der privaten 
Unternehmen und Haushalte zu 
langsam, versucht die Zentral-
bank, diese durch niedrige Zin-
sen anzukurbeln (wie zur Zeit). 
Ist dies eine (abzulehnende) Po-
litik geldpolitischer Expansion 
und billigen Geldes17 oder dient 
es der potenzialorientierten 
Geldmengensteuerung?

Ferner muss die Forderung nach 2. 
Stabilität des Preisniveaus, die 
übrigens Keynes selbst und 
auch die meisten Keynesianer 
als eines der vier Ziele gesamt-
wirtschaftlicher Politik unterstüt-
zen, in beide Richtungen gelten: 
Infl ation und Defl ation müssen 
vermieden werden. Solange die 
aktuelle Politik „billigen Geldes“ 
aller wichtigen Notenbanken 
dazu dient, die derzeit nicht zu 
unterschätzende Gefahr einer 
Defl ation zu bannen, entspricht 
sie dann nicht dem Prinzip von 
Eucken?

Schließlich ist zu fragen, ob in 3. 
dieser Diskussion nicht das Be-
schäftigungsziel explizit ange-
sprochen werden muss. Immer-
hin enthält der Zielkatalog der 
US-amerikanischen Notenbank 
und des deutschen Stabilitäts- 
und Wachstumsgesetzes von 
1967 neben der Preisniveausta-
bilität auch einen hohen Be-
schäftigungsstand. Eine Beur-

17 Vgl. T. S t r a u b h a a r,  M. Wo h l g e m u t h , 
J. Z w e y n e r t , a.a.O., S. 25.
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teilung der tatsächlichen Geld-
politik sollte sich daher mit der 
Bewertung dieser beiden Ziele 
auseinandersetzen. Dabei sind 
Werturteile zu treffen und expli-
zit zu machen, da die Verfehlung 
dieser Ziele die verschiedenen 
Gruppen der Gesellschaft un-
terschiedlich trifft.

Diese Werturteilsfrage stellt sich 
nur dem nicht, der überzeugt ist, 
das marktwirtschaftliche System 
führe von alleine zur Vollbeschäf-
tigung. Eucken erwartete dies – 
wie gesagt – von seiner Wettbe-
werbsordnung der vollständigen 
Konkurrenz.18 Davon sind wir aber 
meilenweit entfernt. Daher müss-
ten die heutigen Ordnungspolitiker 
die genannten Fragen klären, be-
vor sie die von Eucken präferierte 
konjunkturpolitische Abstinenz als 
die richtige Antwort für die heute 
real existierenden marktwirtschaft-
lichen Ordnungen ausgeben, statt 
undifferenziert eine angeblich vul-
gärkeynesianische „Politik des bil-
ligen Geldes“ zu kritisieren.

Die oben zitierte Forderung von 
Straubhaar u.a., der Staat solle sich 
„ansonsten Eingriffen in den Wirt-
schaftsprozess soweit wie mög-
lich“ enthalten, basiert wohl auch 
auf der neoliberalen Auffassung, 
die Märkte könnten (fast) alles am 
besten richten. Aus dieser einsei-
tigen neoliberalen Sichtweise, die 
durch die aktuelle Finanzkrise be-
sonders drastisch widerlegt wird, 
muss sich die Ordnungstheorie 
befreien und Entwürfe einer Ord-
nung der Wirtschaft anbieten, die 
die aktuellen Probleme vermeiden 
oder lösen hilft.

18 Erst später haben K. Arrow und G. De-
breu gezeigt, welche extremen Bedingun-
gen (nämlich vollständige Information und 
vollständige Kenntnis der Zukunft oder ein 
vollständiges System kontingenter Zukunfts-
märkte) erfüllt sein müssen, damit ein der-
artiges Ergebnis eintritt. Vgl. K. A r ro w, G. 
D e b re u : Existence of an Equilibrium for a 
Competitive Economy, in: Econometrica, Vol. 
22, 1954.

Wirtschaftstheorie und Wirt-
schaftspolitik besser verzahnen

Wenn die Ordnungstheoretiker 
in der aktuellen Diskussion mehr 
gehört werden möchten, sollten sie 
– statt die Positionen von Eucken 
neoliberal zu interpretieren und 
dann undifferenziert zu vertreten – 
sich mit den seither gewonnenen 
theoretischen Einsichten und deren 
wirtschaftspolitischen Implikatio-
nen detailliert auseinander setzen. 
Sie würden dann dem Anspruch 
besser genügen, der in dem Auf-
ruf zur „Rettung der Wirtschafts-
politik an den Universitäten“19 
formuliert worden ist: „Eine gute 
wissenschaftliche Analyse der 
Wirtschaftspolitik fußt immer 
auf solider Wirtschaftstheorie.“20 
Durch die stärkere Beschäftigung 
mit theoretischen Überlegungen 
könnten sie ihre wirtschaftspoliti-
schen Positionen überzeugender 
begründen. Auf der anderen Seite 
würden die Theoretiker angeregt, 
sich vielfach nicht nur – wie in dem 
Aufruf zu Recht kritisiert – auf Mo-
delle zu beschränken, die von re-
alitätsfernen Annahmen über das 
Verhalten der Wirtschaftssubjekte 
(Nutzenmaximierung) und ihren 
Informationsstand (vollständige In-
formation, selbst über die Zukunft!) 
ausgehen, damit sich schöne und 
eindeutige Ergebnisse einstellen.

Alle Beteiligten könnten dann 
unter anderem die Ergebnisse der 
Institutionenökonomie und der 
experimentellen Wirtschaftsfor-
schung aufgreifen. Letztere hat 
nachgewiesen, dass die Men-

19 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 5. Mai 
2009.

20 Hier zeigt sich die Fragwürdigkeit der For-
derung des Aufrufs, die wirtschaftspolitische 
Analyse an den Universitäten dadurch zu ret-
ten, dass Professuren für Wirtschaftspolitik 
erhalten bleiben. Wäre es nicht wirkungsvol-
ler, Wirtschaftstheorie und Wirtschaftspolitik 
in den einzelnen Themengebieten zu verbin-
den (Geldtheorie und -politik, Konjunktur-
theorie und -poltik, Wettbewerbstheorie und 
-politik usw.)?

schen sich nicht rein egoistisch 
nutzenmaximierend verhalten, 
sondern Fairness und Reziprozität 
ihr Verhalten beeinfl ussen.21 Ihre 
Rationalität ist außerdem begrenzt; 
sie handeln vielfach instinktgetrie-
ben.22 Auf dieser mikroökonomi-
schen Basis könnten und sollten 
makroökonomische Analysen die 
heute leider weiterhin dominieren-
den „Dynamic Stochastic General 
Equilibrium“-Modelle hinter sich 
lassen, in denen es keine gesamt-
wirtschaftlichen Koordinierungs-
mängel geben kann, und – wie von 
Axel Leijonhufvud u.a.23 gefordert 
– zu einer empirisch fundierten 
Makroökonomik zurückfi nden.

Fazit

Als Fazit bleibt festzuhalten: Die 
Finanzmarktkrise hat den Glau-
ben an die „Effi zienz der Märkte“ 
erschüttert und gezeigt, dass de-
ren Funktionieren die Existenz ei-
ner geeigneten Rahmenordnung 
und das Verhindern falscher An-
reizsysteme voraussetzt. Hieraus 
folgt die Aufgabe für die Wirt-
schaftswissenschaften, für diese 
Regulierungen präzise Vorschlä-
ge zu erarbeiten. Notwendig und 
wünschenswert ist es, dafür zwi-
schen dem zeitlos gültigen Kern 
ordnungspolitischer Vorstellungen 
und zeitgebundenen prozesspoli-
tischen Empfehlungen zu trennen, 
statt in alten Frontstellungen zu 
verharren.

21 Vgl. S. G ä c h t e r : Experimentelle Öko-
nomie: Neue Wege, neue Erkenntnisse?, in: 
Perspektiven der Wirtschaftspolitik, Band 10 
(2009), Sonderheft.

22 G. A k e r l o f , R. S h i l l e r : Animal Spirits: 
Wie die Weltwirtschaft wirklich funktioniert, 
Frankfurt 2009. Aus dem Englischen über-
setzt von U. Gräbner-Seißinger, I. Proß-Grill, 
D. Gertner.

23 D. C o l a n d e r, P. H o w i t t , A. K i r m a n , 
A. L e i j o n h u f v u d , P. M e h r l i n g : Beyond 
DSGE Models: Toward an Empirically Based 
Macroeconomics, in: American Economic 
Review, Vol. 98 (2008) Papers & Proceedings, 
Nr. 2, S. 236-240.
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Mit ungewohnter Heftigkeit 
wird zur Zeit in Deutschland 

um die Ausrichtung der Volkswirt-
schaftslehre an den Universitä-
ten gerungen. Die Verteidiger der 
traditionellen Lehre von der Wirt-
schaftspolitik an den deutschen 
Universitäten befürchten, dass die 
Ordnungspolitik durch mathemati-
sche Methoden abgelöst wird. Die 
interdisziplinären Bezüge etwa der 
ordoliberalen Freiburger Schule 
zur Rechtswissenschaft und zur 
praktischen Philosophie würden 
durch interdisziplinäre Bezüge zur 
Mathematik und zur angewandten 
Statistik ersetzt. Die Verfeinerung 
des mathematischen Instrumen-
tariums würde in der Wirtschafts-
wissenschaft immer mehr zum 
Selbstzweck. Die Wirtschaftswis-
senschaften würden zu einer Art 
sozialer Physik weiterentwickelt. 
In anderen Worten: Eine Verdrän-
gung von Adam Smith durch Adam 
Riese mit sehr nachteiligen Konse-
quenzen. Hieraus resultiert die For-
derung, aus der Formelwelt in die 
reale Welt zurückzukehren.

83 Professoren der Volkswirt-
schaftslehre sahen sich sogar ver-
anlasst, einen Aufruf zur Rettung 
der Wirtschaftspolitik zu veröffent-
lichen. Sie bemängeln, dass die 
Formalisierung dazu führe, dass 
das jeweilige Ergebnis bereits voll-
ständig in den Annahmen enthalten 
sei. Die Wirtschaftspolitik versage 
aber deshalb, weil sie die Wirkun-
gen ihrer Instrumente falsch ein-
schätze, weil die Institution falsche 
Anreize setzten oder weil die Ver-
haltensweisen der Menschen nicht 
mit der reinen Theorie übereinstim-
men würden. Auf diese Probleme 
habe die formalisierte Ökonomie 
aber keine Antworten. 

Diesem Aufruf ist nun ein Ge-
genaufruf von 188 Professoren und 
Forschern der Volkswirtschafts-
lehre gefolgt, die davor warnen, 
international nicht wettbewerbsfä-
hige Strukturen an deutschen wirt-
schaftswissenschaftlichen Fakultä-
ten zu zementieren. Diese Gruppe 
wendet sich insbesondere gegen 
die strikte Trennung zwischen Wirt-
schaftstheorie und Wirtschafts-
politik und befürwortet den Ein-
satz quantitativer Instrumente. Sie 
verweist zusätzlich darauf, dass 
Ökonomen, die modelltheoretisch-
quantitative Untersuchungen ge-
leistet haben, zugleich an promi-
nenter Stelle in der amerikanischen 
Wirtschaftspolitik positioniert sei-
en. Vergleichbar führende Ökono-
men würde man in der Bundesre-
gierung kaum fi nden. 

Wer die Diskussion mit dem Hin-
weis abtut, dass es sich um eine ty-
pisch deutsche Phantomdiskussi-
on um Grundsätze handele, die an 
den realen Problemen vorbeigehe, 
macht es sich zu einfach. Der Ide-
en- und Methodenwettstreit ist ein 
wesentliches Element, um gerade 
wissenschaftliche Methoden wei-
terzuentwickeln. Es scheint, dass 
nicht nur die Unternehmenslenker 
und die Wirtschaftsverfassung, 
sondern auch die Wirtschaftswis-
senschaften selbst mittlerweile 
in einer Vertrauenskrise stecken. 
Möglicherweise brauchen auch 
die Ökonomen wie die Finanz-
marktakteure ein „Rettungspaket“. 
Das kann die Politik sicher nicht so 
liefern, aber sie sollte sich deshalb 
positionieren, weil sie letztendlich 
Adressat der wirtschaftswissen-
schaftlichen Forschung ist. 

Zur Rolle der Mathematik in der 
Ökonomie können drei Thesen auf-
gestellt werden:

Keine Richtung der Wirtschafts-• 
wissenschaften hat dezidiert vor 
den Problemen auf den Finanz-
märkten und deren weitreichen-
den Folgen gewarnt.

Die Wirtschaftswissenschaften • 
sollen dazu beitragen, politische 
Entscheidungen durch empirisch 
und theoretisch fundierte Überle-
gungen zu verbessern.

Die Mathematik kann dabei ein • 
nützliches Instrument sein, das 
die verbale Argumentation er-
gänzt.

Krisenvorhersage

Mit Blick auf die aktuelle Wirt-
schaftskrise hat sich keine Rich-
tung der Wirtschaftswissenschaf-
ten mit Ruhm bekleckert.

Kaum jemand hat die Zwangs-
läufi gkeit der Bereinigungskrise 
beschrieben. Die meisten Ökono-
men haben einen engen Zusam-
menhang zwischen Finanzwelt 
und Realwirtschaft abgestritten. 
Zudem wurde der Fortbestand der 
weltwirtschaftlichen Dominanz der 
US-Ökonomie in Frage gestellt. 

Die mathematisch geprägten Ri-
sikosteuerungsmodelle der Banken 
haben mit Blick auf ihre Leistungs-
fähigkeit für die Geschäftsstrate-
gien versagt. Das liegt insbeson-
dere daran, dass solche Modelle 
letztendlich nur Verhaltensmuster 
für die Vergangenheit unter Rah-
menbedingungen der Vergangen-
heit abbilden und in die Zukunft 
fortschreiben können. Bei Innovati-
onen und/oder bei Extremereignis-
sen müssen sie also versagen. Man 
kann auch sagen, die Modelle sind 

Walther Otremba, Berend Diekmann

Was erwartet die Politik von den Ökonomen?
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kollabiert, weil sie nur mit Daten aus 
der Zeit der Euphorie gefüttert wur-
den. Auch die vielen empirischen 
Untersuchungen zur Tragbarkeit 
und zu den Grenzen globaler Un-
gleichgewichte, z.B. mit Hilfe der 
Schätzung von Vektorautoregres-
sionsansätzen oder mehrvariabler 
Zeitreihenanalyse haben nicht zum 
Erkenntnisfortschritt im Sinne einer 
Frühwarnfunktion geführt. Sollte es 
einen Anspruch gegeben haben, 
menschliches Verhalten vollständig 
mathematisch beschreiben zu wol-
len oder zu können, hat die aktuelle 
Bankenkrise – jedenfalls fürs Erste 
– das Gegenteil belegt. 

Freilich haben sich in der glei-
chen Zeit viele Ordnungspolitiker 
hier zu Lande an der Ökonomisie-
rung des Kartellrechts, an der Re-
form des EU-Vertrags oder an der 
Frage, ob die Marktwirtschaft um 
das Tribut „sozial“ überhaupt sinn-
voll ergänzt werden könne, abgear-
beitet. Das sind wichtige Themen, 
aber eine vernehmbare Warnung 
mit Blick auf Fehlsteuerungen an 
den Finanzmärkten gab es auch 
von dieser Seite nicht.

Mathematik als Instrument

Es ist lohnend, sich zu verge-
genwärtigen, was Mathematik 
und Statistik eigentlich sind: kei-
ne Weltanschauungen, sondern 
Methoden und Instrumente. Wer 
sich mit einem Wirtschaftswissen-
schaftler über seine mathemati-
schen Methoden unterhält, weiß 
noch nichts über seine Weltan-
schauung. Die Methodenwahl ist 
also unabhängig vom inhaltlichen 
Standpunkt. Alle Sachverhalte, die 
in der wirtschaftswissenschaftli-
chen Analyse mathematisch aus-
gedrückt werden, kann man auch 
verbal beschreiben. Umgekehrt 
gilt das nicht. Als Instrument hat 
die Mathematik hier aber drei Vor-
teile: Man kann Zusammenhänge 
zum einen kürzer ausdrücken. Man 
kann zum zweiten die Prämissen 
der Analyse vollständig offen legen 

und logische Brüche aufdecken. 
Damit ist die Vorgehensweise of-
fen für eine zielgenaue Kritik. Man 
kann zum dritten nicht experimen-
tell erhobenes Datenmaterial so 
auswerten, dass wissenschaftliche 
Antworten dem Ideal eines Labor-
experiments zumindest in der Aus-
wertungsmethodik nahe kommen 
können. Damit kann die Mathema-
tik den Nachteil ausgleichen, dass 
Wirtschaftswissenschaftler Argu-
mente für ihre Thesen nicht im La-
bor sammeln können.

Das alles hat nichts damit zu 
tun, dass die Mathematik die Kom-
plexität der realen Welt ausblenden 
würde. Es wird im Gegenteil deut-
lich, was die Analyse ausblendet. 
Damit treten die Grenzen der Me-
thode klar zu Tage. Beides sind 
Eigenschaften, die einer verbalen 
politischen Argumentation oft feh-
len.

Dies spricht den Wirtschaftswis-
senschaftler freilich nicht davon 
frei, mit dem Instrumentarium ver-
ständig umzugehen: Dazu gehört, 
nicht vorschnell aus statistischen 
Zusammenhängen Ursachen ab-
zulesen oder Ergebnisse vorschnell 
zu verallgemeinern. Die mathema-
tische Methodik darf folglich die 
verbale Kommunikation und das 
Denken in großen Zusammenhän-
gen nicht verdrängen, sondern sie 
soll sie ergänzen.

Politikberatung

Es ist richtig, dass die Wirt-
schaftswissenschaften den poli-
tischen Entscheidern helfen sol-
len, die Wirkung ihrer Instrumente 
einzuschätzen, richtige Anreize zu 
geben und Verhaltensweisen zu 
verstehen. Gerade um zu testen, 
ob solche Anreize mit der Theorie 
übereinstimmen, kann es hilfreich 
sein, Hypothesen mit empirischen 
Methoden zu überprüfen. Dabei 
zeigt schon der Instrumentenkas-
ten selber, dass quantitative Me-
thoden nicht exakt sein können: So 

gibt es in der Ökonometrie Konfi -
denzintervalle, Fehlerabschätzun-
gen oder Bestimmtheitsmaße, die 
die Beschränktheit der Datenmo-
delle verdeutlichen. 

Ein konkretes Beispiel für den 
ergänzenden Nutzen quantitativer 
Methoden ist z.B. die Diskussion 
um den Mindestlohn. Ordnungs-
politisch ist die Antwort intuitiv 
klar: Mindestlöhne schaden gerade 
denjenigen, denen sie nützen sol-
len, da ein wirksamer Mindestlohn 
unter dem Strich Arbeitsplätze ver-
nichtet, die Lohnfi ndung politisiert 
und etablierten Unternehmen hilft, 
sich gegen Neueinsteiger abzu-
schotten. Befürworter halten dem 
aber entgegen, dass es in anderen 
Ländern mit besserer Beschäfti-
gungslage als in Deutschland Min-
destlöhne gibt. An dieser Stelle 
ist die empirische Forschung hilf-
reich, denn sie weist anhand vie-
ler verschiedener, umfangreicher 
Datenreihen nach, dass höhere 
Mindestlöhne keine vorteilhaften 
Verteilungseffekte für die Zielgrup-
pe der Geringverdiener bringen, 
sondern sie im Gegenteil alles in 
allem schlechter stellen.1 

Ein weiteres Beispiel liefert die 
Erweiterung der Entscheidungs-
praxis in der europäischen Wettbe-
werbspolitik durch den „ökonomi-
scheren Ansatz“ (more economic 
approach). Die EU-Kommission 
hat dieses zusätzliche Analyseins-
trumentarium eingeführt, indem sie 
neben der strukturellen, qualitati-
ven Analyse quantitative ökonomi-
sche Methoden einsetzt. Auf diese 
Weise wertet sie umfangreiche 
Marktdaten aus und versucht, Än-
derungen der Konsumentenwohl-
fahrt z.B. durch Preissenkungen 
zu quantifi zieren, bevor sie wettbe-
werbspolitische Entscheidungen 
z.B. über eine Fusion trifft. Auch 

1  Vgl. D. N e u m a r k :  Alternative Labor Mar-
ket Policies to Increase Economic Self-Suf-
fi ciency: Mandating Higher Wages, Subsidi-
zing Employment and Raising Productivity, 
IZA Discussion Paper Nr. 3355, 2008.
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das Bundeskartellamt bezieht in-
zwischen in den üblichen Markt-
beherrschungstest sowohl neue 
spieltheoretische Erkenntnisse als 
auch dynamische Wirkungen ein, 
wenn es Zusammenschlüsse wett-
bewerbspolitisch beurteilen will. 

Dabei sind sich die Wettbe-
werbshüter durchaus bewusst, 
dass quantitative Ergebnisse eine 
Scheinpräzision vermitteln kön-
nen, da die Prognosegenauigkeit 
von Simulationsmodellen immer 
unsicher ist. Dennoch kann es sich 
um ein wertvolles Zusatzkriterium 
im Abwägungsprozess handeln. 
Allerdings muss bei diesem Ab-
wägungsprozess unverändert im 
Vordergrund stehen, dass es nicht 
allein um quantifi zierbare Markt-
ergebnisse gehen kann. Die Ein-
schränkung des Wettbewerbs ge-
fährdet immer auch die Freiheit der 
Märkte und damit des Individuums. 
Das kann kaum gegen unsicher 
belegte „Performance“-Vorteile 
aufgewogen werden. 

Die Erweiterung der Methodik in 
der wirtschaftspolitischen Analyse 
birgt also Chancen und Gefahren. 

Gespür für relevante 
Untersuchungsgegenstände

Aus Sicht der Politik ist es des-
halb wichtig, dass Wirtschaftswis-
senschaftler nicht nur ihr Instru-
mentarium virtuos beherrschen, 
sondern auch ein Gespür für rele-
vante Untersuchungsgegenstände 
entwickeln und in der Lage sind, 
Vorgehen und Ergebnisse für den 
Laien verständlich zu kommunizie-
ren. Das ist nicht immer sicherge-
stellt. Wenn man etwa die Vorträge 
im offenen Teil der Jahrestagung 
des Vereins für Socialpolitik be-
sucht, so erlebt man einige be-
denkliche Tendenzen. Wer sich 
Zeitreihen so zurechtbastelt, dass 
sie für eine bestimmte Untersu-
chungsmethode passen, kann da-
mit möglicherweise die Kenntnis 
des formalen Instrumentariums un-

ter Beweis stellen, bietet aber aus 
Sicht der Politik nichts an.

Wenn prominente Ökonomen 
in Deutschland sich über eine Be-
ratungsresistenz der Politik be-
klagen, so gibt es an dieser Stelle 
einen Ansatzpunkt, ein von der 
Wirtschaftswissenschaft so emp-
fundenes Defi zit abzubauen. Denn 
in jedem Fall ist ein politisch rele-
vanter Standpunkt, der mit Zahlen, 
gern auch eingeschränkt durch 
Konfi denzintervalle oder Ähnli-
ches plausibel untermauert wer-
den kann, für politische Entschei-
dungsträger eindrucksvoll. Balzac, 
der große französische Romancier, 
hat dieses Verhalten gut umschrie-
ben: „Obwohl die Statistik die Kin-
derei der modernen Staatsmänner 
ist, die glauben, dass die Zahlen 
die Rechnung seien, so muss man 
sich doch der Zahlen bedienen, um 
zu rechnen.“

Ideenwettbewerb

Ein weiteres Argument ergibt 
sich aus der internationalen Ent-
wicklung. Der Ideenwettbewerb 
bringt jede Wissenschaft, so auch 
die Wirtschaftswissenschaften vo-
ran. Absonderungen oder Sonder-
wege sollten aber nicht mit diesem 
Ideenwettbewerb gleichgesetzt 
werden. Das ist in der Geschichte 
der Wirtschaftswissenschaften in 
Deutschland sehr plausibel belegt 
worden.2 Wie der Begriff „Natio-
nalökonomie“ schon sagt, waren 
die Wirtschaftswissenschaften in 
Deutschland im 19. Jahrhundert 
sehr stark auf das Werden der Na-
tion hin orientiert. Das Wesenhafte 
des Staates (Hegel) und ein Kor-
poratismus im nationalstaatlichen 
Interesse spielten eine große Rolle 
dort, wo die angloamerikanische 
Tradition ganz nüchtern Wirtschaft-
lichkeit allgemein und speziell beim 
internationalen Handel in den Mit-
telpunkt rückte. 

2 Vgl. A. R i t s c h l : Ordnungsökonomik war 
ein Sonderweg, http://agbs.fazjob.net.

Die deutsche Ordnungsöko-
nomik war nach 1945 besonders 
erfolgreich darin, ein neues libe-
rales Weltbild, das die Fixierung 
auf Nation und nationale Cham-
pions überwinden sollte, der Be-
völkerung und den Politikern in 
Deutschland nahe zu bringen. Die 
Ordnungspolitik kann somit – in 
den Worten Ritschls – als „der Pfad 
für die verspätete Modernisierung 
des ökonomischen Denkens in 
Deutschland“ aufgefasst werden. 
Walter Eucken, Friedrich August 
von Hayek, Ludwig Erhard und ih-
re Mitstreiter haben also gut daran 
getan, diesen Weg zu beschreiten. 
Denn es wäre ja auch anders ge-
gangen: Irving Fisher verfeinerte 
die Quantitätsgleichung 1911, Ro-
nald Coase verfasste sein Werk 
„The Nature of a Firm“ 1937, John 
Richard Hicks veröffentliche das 
IS/LM-Schema ebenfalls 1937 zum 
ersten Mal und Roy Harrod entwi-
ckelte sein formales Wachstums-
modell 1939. Diese wirtschafts-
wissenschaftliche Basis hätte nach 
1945 Deutschland zur Übernahme 
zur Verfügung gestanden. Ob sie 
akzeptiert worden wäre, kann man 
bezweifeln. 

Ein Blick auf die Ideengeschich-
te in den Wirtschaftswissenschaf-
ten zeigt, dass es ohnehin keine 
Einbahnstraßen gibt. Robert Lucas 
hat mit seiner Econometric Policy 
Evaluation Critique3 1976 die Mo-
dewelle ökonometrischer Großmo-
delle zum Einsturz gebracht, indem 
er darauf hinwies, dass die ökono-
metrischen Strukturparameter von 
wirtschaftspolitischen Eingriffen 
nicht unabhängig seien und sich 
die Modelle daher nicht zur Politik-
simulation eignen würden. Davon 
haben sich die Empiriker wiederum 
nicht einschüchtern lassen. Seit 
den 80er Jahren hat die Ökono-
metrie mit Vektorautoregressions-
modellen und Kausalitätsuntersu-

3 Vgl. R. E. L u c a s :  Econometric Policy Eva-
luation: A Critique, in: Journal of Monetary 
Economics, 2. Supplement, Vol. I (1976).
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chungen bei der Betrachtung von 
Zeitreihen erneut einen Sieges-
zug in der ökonomischen Analyse 
angetreten. Auch das wird keine 
Einbahnstraße werden: Wer die 
angebliche Dominanz der Öko-
nometrie beklagt, übersieht, dass 
sich parallel dazu z.B. die Neue In-
stitutionenökonomik ebenfalls dy-
namisch weiterentwickelt hat, was 
mit den Namen der Ökonomie-No-
belpreisträger James Buchanan, 
Ronald Coase und Douglass North 
verbunden ist. Jede Theorie, die 
sich neuen Ansätzen nicht öffnet, 
verkümmert.

Ökonomische Analyse und 
„Wirklichkeit“

Die ökonomische Analyse an 
die „Wirklichkeit“ anzupassen 
wird eine Daueraufgabe der Wirt-
schaftswissenschaften bleiben. 
Es bleibt abzuwarten, inwieweit es 
der Verhaltensökonomik gelingt, 
Probleme, die das angeblich oder 
tatsächlich irrationale Verhalten der 
Menschen aufwirft, aufzufangen 
und in die Analyse zu integrieren. 
Man mag die Verhaltensökonomik 
als einen Versuch betrachten, den 
Ansatz einer formalen Beschrei-
bung menschlichen Verhaltens zu 
retten. Es sind Zweifel daran er-
laubt, ob das gelingen wird. 

Auf alle Fälle müssen Forschung 
und Lehre in Deutschland den An-
schluss halten. Eine Rückkehr zu 
einer strikten Aufteilung der Volks-
wirtschaftslehre in Wirtschaftsthe-
orie und Wirtschaftspolitik hätte 
keine Zukunft und wird auch nicht 
ernsthaft gefordert. Es ist vielmehr 
sehr zu begrüßen, dass deutsche 
Wirtschaftswissenschaftler seit 
den 90er Jahren in die internatio-
nale Forschung und damit auch in 
die internationale Wahrnehmung 
deutlich besser eingebunden sind. 
Sie stehen allerdings vor der Auf-
gabe, den Bezug zu ökonomischen 
Problemen in Deutschland und Eu-
ropa zu behalten. 

Erwartungen der Politik

Die Politik erwartet Wirtschafts-
wissenschaftler, die alle drei Kom-
ponenten beherrschen: anspruchs-
volle Theorien allgemeinverständ-
lich zu formulieren, das analytische 
Instrumentarium anzuwenden und 
politische Schlussfolgerungen 
zu ziehen. Niemand fordert da-
bei abgeschlossene Projektionen 
gesellschaftlicher Zustände, die 
eine perfekte Planung ermögli-
chen könnten. Was die Politik aber 
erwartet, sind Tendenzaussagen 
darüber, in welche Richtung es 
laufen könnte. Die Kenntnis typi-
scher menschlicher Reaktions-
muster – ganz im Sinne der Beob-
achtungen Hayeks oder Euckens 
– ist dabei eine unentbehrliche 
Voraussetzung. Denn die Gestal-
tung der Rahmenbedingungen in 
einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung sollte nicht Juristen, Sozio-
logen und Politikwissenschaftlern 
allein überlassen bleiben, sondern 
von wirtschaftswissenschaftlichen 
Erkenntnissen profi tieren können. 
Dies gilt umso mehr, als 60 Jahre 
Wohlstandswachstum in West- 
und 20 Jahre in Ostdeutschland 
die marktwirtschaftliche Ordnung 
zu einer unauffälligen Selbstver-
ständlichkeit haben werden lassen. 
Das Bekenntnis zu dieser Ordnung 
ebenso wie zu der damit verbun-
denen Freiheit und Verantwortung 
hat an Bedeutung im Bewusstsein 
der Bevölkerung verloren. Deshalb 
sollten ökonomische Zusammen-
hänge stärker als bisher Bestand-
teil der Allgemeinbildung werden. 
Die Wirtschaftswissenschaften 
sollten dabei weder Mathematik-
reservate noch Gralshüter einer 
ordnungspolitischen Tradition wer-
den, sondern stets offen für neue 
Entwicklungen bleiben. Um den 
Austausch zwischen Wissenschaft 
und Praxis zu fördern, ist z.B. zu 
überlegen, ob beim Finanz- und 
beim Wirtschaftsministerium Ar-
beitseinheiten eingerichtet werden 
könnten, innerhalb derer – von 

Firmen und Verbänden unabhän-
gige – Wissenschaftler befristet 
forschen und zugleich in die täg-
liche Arbeit eingebunden werden. 
Die entsprechende Einheit bei der 
Bundesbank könnte hier als Vor-
bild dienen. 

Der unter deutschen Wirtschafts-
wissenschaftlern nun neu aufge-
fl ammte Konfl ikt ist im Übrigen sehr 
alt. Der englische Philosoph Fran-
cis Bacon hat ihn bereits vor knapp 
400 Jahren treffend umschrieben:4 
„Diejenigen, die sich mit der Wis-
senschaft beschäftigen, waren ent-
weder Empiriker oder Dogmatiker. 
Die Empiriker ähneln Ameisen, die 
etwas sammeln und verwenden. 
Die Dogmatiker ähneln Spinnen, 
die aus sich heraus Gewebe spin-
nen. Die Bienen aber nehmen eine 
Zwischenstellung ein. Sie sammeln 
Stoffe von den Blumen des Gartens 
und des Feldes. Durch ihre eigenen 
Fähigkeiten verändern und verdau-
en sie diese Stoffe. Im Kern ist die 
Arbeit des Wissenschaftlers ähn-
lich; diese hängt nicht vollständig 
oder nicht einmal hauptsächlich 
von der Schärfe seines Verstandes 
ab; auch beschränkt er sich nicht 
auf das Sammeln von Stoffen, die 
ihm die Naturgeschichte und die 
mechanischen Experimente liefern, 
sondern er verändert und verdaut 
mit Hilfe seines Verstandes. Und so 
können von der engeren und heili-
gen Verbindung dieser Fähigkeiten 
– dem Einsatz von Experiment und 
Vernunft – die zuvor nicht verbun-
den waren – gute Fortschritte er-
wartet werden.“

Setzt man die Ökonometrie mit 
den Ameisen und die Ordnungs-
politik mit den Spinnen gleich, so 
ist die Rolle der Bienen das, was 
die Wirtschaftspolitik sich von den 
Wirtschaftswissenschaften erhofft. 

4 Vgl. F. B a c o n :  Novum Organum, 1620, 
zitiert nach M. P e r l m a n : Was bestimmt das 
wirtschaftswissenschaftliche Denken?, in: 
Ifo-Schnelldienst 25-26/98, S. 30.
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Gert G. Wagner

Gegenseitige Abhängigkeit von Ordnungspolitik und 
Mainstream-Ökonomie in der Politikberatung

Die heftige Debatte1 um den 
künftigen Weg der deutschen 

Volkswirtschaftslehre zeigt an und 
für sich schon, dass die Proble-
me gar nicht so groß sein können. 
Denn die mathematisch orientier-
ten Volkswirte, denen Weltfremd-
heit vorgeworfen wird, beteiligen 
sich mit deutlichen Worten kräftig 
an der öffentlichen Diskussion,2 
die außerhalb der Fachzeitschriften 
hauptsächlich in der Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung geführt wird. 
Und die „Ordnungspolitiker“ geben 
auch zu, dass Rechnen und Empirie 
grundsätzlich nicht der VWL scha-
den.3 Im Folgenden soll deswegen 
auf einen bislang unterbelichteten 
Aspekt eingegangen werden: Wie 
sollte volkswirtschaftliche Politik-
beratung, die ja insbesondere Ord-
nungspolitikern am Herzen liegt, 
in VWL-Fachbereichen organisiert 
werden? Und welche Rolle wird die 
VWL in der wirtschaftspolitischen 

1 Gerd A b e r l e  et al.: Rettet die Wirtschafts-
politik an den Universitäten!, 2009, auf: www.
faz.net/oekonomie; und Klaus A d a m  et al.: 
Baut die deutsche VWL nach internationalen 
Standards um!, auf: http://blog.handelsblatt.
de/oekonomie/. Und insbesondere auch Rü-
diger B a c h m a n n ,  Harald U h l i g :  Die Welt 
ist nicht schwarz oder weiß, 2009, auf: www.
faz.net/oekonomie; Thomas P. G e h r i g : 
Schadet es, wenn Ökonomen rechnen kön-
nen?, 2009, auf: www.faz.net/oekonomie; 
Nils G o l d s c h m i d t , Gerhard We g n e r, Mi-
chael Wo h l g e m u t h ,  Joachim Z w e y n e r t : 
Was ist und was kann Ordnungsökonomik?, 
2009, auf: www.faz.net/oekonomie; Gebhard 
K i rc h g ä s s n e r :  Der Rückzug ins nationa-
le Schneckenhaus, 2009, auf: www.faz.net/
oekonomie; Joachim S t a r b a t t y :  Warum 
die Ökonomen versagt haben, 2009, auf: 
www.faz.net/oekonomie; sowie Viktor Va n -
b e rg : Die Ökonomik ist keine zweite Physik, 
2009, auf: www.faz.net/oekonomie.

2 Vgl. insbesondere Werner M u s s l e r : Die 
Lehren der Anderen, 2009, auf: www.faz.net/
oekonomie; und Harald U h l i g :  Erfi ndet sich 
die FAZ ihre Fakten?, auf: http://blog.han-
delsblatt.de/oekonomie/.

3 Vgl. Roland Va u b e l: Wirtschaftspolitik ist 
modern, auf: www.faz.net/oekonomie.

Politikberatung angesichts von 
auch in Deutschland stattfi nden-
den Gründungen von „Governance 
Schools“ künftig spielen? Können 
die Governance Schools gar hel-
fen, den Politik-Beratungsprozess 
besser zu organisieren?

Man muss erst einmal nüch-
tern feststellen: nobelpreiswürdi-
ge Volkswirtschaftslehre schützt 
nicht vor schweren Wirtschaftskri-
sen. Und das könnte etwas damit 
zu tun haben, dass das, was wir 
in Deutschland „Ordnungspolitik“ 
nennen, weltweit zu wenig beachtet 
wird. Laut FAZ4 stellt der ehemalige 
Vorsitzende des Vereins für Soci-
alpolitik, Friedrich Schneider, die 
Frage, wie die Befürworter des US-
amerikanischen Modells der VWL 
die gegenwärtige Krise erklären, 
„die ja in den Vereinigten Staaten 
in den Finanzmärkten begann, wo 
doch die allerbesten und brillantes-
ten Ökonomen tätig waren?“. 

Man muss auch nüchtern fest-
stellen, dass etliche Volkswirte ihre 
Reformvorschläge faktisch immu-
nisieren, indem sie – gewollt oder 
ungewollt – derart unrealistische 
Vorschläge machen, dass der Re-
alitätstest einer Umsetzung nicht 
droht. Wenn nie etwas umgesetzt 
wird, was man vorschlägt, kann 
man immer behaupten, man hät-
te recht gehabt. Und man sollte 
auch so ehrlich sein zuzugeben, 
dass die wenigen Fälle einer Um-
setzung ausgesprochen radikaler 
wirtschaftspolitischer Vorschläge – 
zumindest nach dem was wir heu-
te wissen – nicht sehr erfolgreich 

4 Philip P l i c k e r t : Der Streit unter den Öko-
nomen eskaliert, in: FAZ, Nr. 127, 4. Juni 
2009, S. 12.

waren (Chile, IWF-Beratung von 
Dritte-Welt-Ländern).

Wertentscheidungen

Politische Entscheidungen sind 
letzten Endes Wertentscheidun-
gen, die nur die Politik legitimiert 
treffen kann. Für Wertentscheidun-
gen sind die Wissenschaften und 
Wissenschaftler (in dieser profes-
sionellen Rolle, die sich von der 
des Staatsbürgers unterscheidet) 
nicht legitimiert. Gleichwohl sollten 
politische Entscheidungen auf gut 
gesicherten wissenschaftlichen Er-
kenntnissen beruhen, um bei der 
Umsetzung von politischen Zielen 
instrumentelle Fehler möglichst zu 
vermeiden, d.h. Fehlschläge bei 
der Zielerreichung und Mittelver-
schwendung sollten vermieden 
werden. Politik sollte Ziele tatsäch-
lich (effektiv) und effi zient (spar-
sam) erreichen. 

Insofern ist eine wissenschaft-
liche Politikberatung sinnvoll, je-
doch ohne dass die Wissenschaft 
als System eine Leitfunktion bei 
Reformen beanspruchen könnte 
– und sollte. Dies betrifft insbeson-
dere die Volkswirtschaftslehre: sie 
ist aufgrund des Sparsamkeitsge-
bots zwar immer gefragt (da es au-
ßerhalb des Paradieses unvernünf-
tig ist, Mittel zu verschwenden, die 
man für ungestillte Bedürfnisse 
besser ausgeben könnte), Spar-
samkeit kann aber immer nur an 
der Erreichung von exogen gesetz-
ten Zielen gemessen werden.

Inhaltliche Ziele, die über das 
simple Sparsamkeitsgebot hinaus-
gehen, z.B. gute Bildung und hohe 
Lebensqualität, kann die Volkswirt-
schaftslehre aber nicht vorgeben. 
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Da die Politik jedoch ständig nicht 
nur auf der Suche nach Hilfe bei der 
Umsetzung von politisch vorgege-
benen Zielen ist, sondern die Politik 
auch nahezu permanent neue Ziele 
oder zumindest neue Gestaltung 
von Zielen sucht, besteht faktisch 
ein Bedürfnis, Wissenschaftler als 
Personen und ihre Werturteile und 
Ziele in den politischen Prozess 
beratend (manchmal auch gestal-
tend) einzubeziehen.

Wissenschaftsbasierte und 
gleichzeitig parteiische Think 
Tanks sind vor allem deswegen 
notwendig, weil sie in Deutschland 
keineswegs „nur ein Umsetzungs-
problem“ haben wie viele, wahr-
scheinlich die meisten wissen-
schaftlich tätigen Volkswirte, immer 
wieder behaupten. Denn: wären 
die Reformvorschläge so überzeu-
gend, wie immer und immer wieder 
behauptet wird, wären sie von auf 
Mehrheiten schauenden Politikern 
doch längst umgesetzt. Aber alle 
Reformmodelle sind nicht pareto-
optimal, d.h. sie stellen nicht alle 
besser, sondern einige Gruppen 
schlechter und machen somit ver-
teilungspolitisch motivierte „Kom-
pensationen“ notwendig, wenn 
man eine Mehrheit fi nden will. In-
sofern haben wir nicht lediglich 
ein Umsetzungsproblem, sondern 
durchaus ein wissenschaftliches 
Diagnose- und Therapie-Problem. 
Beratung durch Werbeagenturen 
bzw. neuerdings durch Politikbera-
tungs-Agenturen kann dieses Pro-
blem nicht lösen. Notwendig sind 
wissenschaftsbasierte Think Tanks 
der Parteien und anderer gesell-
schaftlicher Gruppen.

Grundlagenforschung und 
Politikberatung

Ein grundsätzliches Problem 
der volkswirtschaftlichen Politik-
beratung besteht darin, dass for-
schungsstarke Volkswirte, die sehr 
spezialisierte Forschungsergeb-
nisse erzielen (auf Basis spezieller 

Annahmen und spezieller Daten-
sätze), ihre für die Grundlagenfor-
schung wichtigen Ergebnisse (vor-)
schnell auf die Wirtschaftspolitik 
übertragen wollen. Dieser mensch-
lich verständliche Eifer kann aber 
gründlich in die Irre führen, da ge-
rade die am besten abgesicherten 
Ergebnisse, die z.B. anhand be-
grenzter natürlicher Experimente 
(etwa zur Erhöhung von Mindest-
löhnen in wenigen US-Bundes-
staaten) Kausalitäten erkennen 
bzw. vorläufi g verwerfen, nicht ein-
fach zu verallgemeinern sind. Es ist 
höchst gefährlich, wenn brillante 
Forschungsergebnisse mit Hilfe 
gewagter „Brückenhypothesen“ 
(die oft noch nicht einmal explizit 
gemacht werden) verallgemeinert 
und der Politikberatung zugrunde 
gelegt werden. 

Ein grundsätzliches Problem 
besteht darin, dass die praktische 
Wirtschafts- und Sozialpolitik oft 
nicht auf neue Forschungsergeb-
nisse warten kann. In dieser – ty-
pischen – Situation lehrt die Erfah-
rung, dass nicht unbedingt der 
brillanteste Grundlagenforscher 
aus den vorliegenden spärlichen 
und speziellen Befunden die prag-
matisch besten Empfehlungen ab-
leiten kann, sondern ein auf „Ord-
nungspolitik“ oder pragmatische 
Beratung spezialisierter Kollege. 
Es ist keineswegs üble Nachrede, 
sondern in seinem Sinne, wenn 
man Bert Rürup als einen Berater 
bezeichnet, der diese Rolle der 
Vermittlung neuester Forschungs-
ergebnisse (die meist nicht er 
selbst erzielt hat) in die praktische 
Wirtschaftspolitik geradezu mo-
dellhaft gespielt hat. Die Frage ist: 
woher können volkwirtschaftliche 
Politikberater kommen, die die 
neuste Forschung bestens kennen 
und sie mit Überblick und Augen-
maß in Beratung umsetzen. Spie-
len da nicht diejenigen, die wir in 
Deutschland „Ordnungspolitiker“ 
nennen, eine maßgebliche Rolle?

Fortschritt in der VWL

Dass es unklug ist, den jeweili-
gen Mainstream und die neuesten 
volkswirtschaftlichen Forschungs-
ergebnisse kritiklos umzusetzen, 
kann man leicht daran erkennen, 
dass es nach wie vor Fortschritt in 
der Volkswirtschaftslehre gibt. Nur 
dann, wenn kein Fortschritt mehr 
zu erwarten ist, kann man dem 
Mainstream einer Disziplin kritiklos 
folgen. Wenn jedoch Fortschritt zu 
erwarten ist (was die forschungs-
starken Volkswirte ja für sich re-
klamieren), dann darf man dem 
neuesten Forschungsstand nicht 
ungeprüft folgen. Denn er könnte 
sich ja morgen als falsch oder zu-
mindest unvollständig erweisen. 

Die Fortschritte im „institutional 
design“ sind ein Beispiel: über die 
traditionelle nicht-mathematische 
und vor-empirische Ordnungspo-
litik hinaus wissen wir heutzutage 
viel besser, wie Märkte funktio-
nieren (oder auch nicht) und wie 
man sie im Detail regulieren sollte. 
Dies hat aber in den 50er Jahren 
die Ordnungspolitiker nicht da-
von abgehalten „letzte Wahrhei-
ten“ zu verkünden und die Politik 
für kurzsichtige und sachfremde 
Entscheidungen zu tadeln bzw. zu 
beschimpfen. Es ist nicht zu erwar-
ten (im Gegenteil: die forschungs-
starken Volkswirte prognostizieren 
es ja), dass der jetzige Erkenntnis-
stand der VWL in 20 oder 30 Jah-
ren noch gelten wird. Entsprechend 
vorsichtig muss eine rationale Po-
litikberatung organisiert sein. Es 
wäre leichtsinnig, nur dem Main-
stream zu folgen. Ja: es wäre auch 
leichtsining, nur der VWL zu folgen. 
Andere disziplinäre Ansätze, etwa 
politikwissenschaftliche und sozio-
logische sowie zunehmend auch 
psychologische Einsichten, sollten 
für die Wirtschafts- und Sozialpo-
litik geprüft werden. Und da haben 
zum Beispiel die neuen „Gover-
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nance Schools“ im Prinzip einiges 
zu bieten.

Streit in der Wissenschaft

Gefährlich ist das implizite Ar-
gument in der Diskussion, dass 
die Diskussion an sich bereits 
schädlich sei.5 Da sie Nachwuchs 
vergrault und – so meinen Viele, 
auch wenn sie es nur gelegentlich 
aussprechen – eine Disziplin, die 
nicht mit einer Stimme spricht, in 
der Öffentlichkeit nicht gehört wird. 
Wie oft hört man aber in Diskussi-
onen, dass ein empörter Volkswirt 
einem Kollegen, der vom sozialen 
Frieden redet, sinngemäß vorwirft: 
„Wie können sie als Wirtschafts-
wissenschaftler so etwas sagen? 
Wir müssen doch gegen die ande-
ren Disziplinen, die sich der wirt-
schaftlichen Effi zienz verschließen, 
zusammenhalten.“

Wenn man den Wunsch nach 
Disziplin so offen ausspricht, wird 
seine Gefährlichkeit unmittelbar 
deutlich. Diese Forderung begüns-
tigt nicht nur den Mainstream (und 
macht Erkenntnisfortschritt schwie-
riger als notwendig), sondern diese 
Forderung engt auch den Problem-
horizont volkswirtschaftlicher Be-
ratung ein. Darüber hinaus zeugt 
eine solche Forderung von einer 
bemerkenswert einfachen „Theorie 
der öffentlichen Kommunikation“.

Andere Disziplinen, etwa die 
Geschichtswissenschaft, sind 
öffentlich gerade deswegen be-
sonders erfolgreich, weil sie (kon-
trollierten) Streit suchen (oder gar 
inszenieren). Nun kann man sagen: 
die Fachkultur der Historiker hätte 
etwas Vor-Wissenschaftliches an 
sich. Aber das ist wissenschafts-
theoretisch falsch: da jede Erkennt-
nis nur vorläufi g nicht falsifi ziert ist, 
gehört Streit zur Wissenschaft. 
Man kann diesen in gesellschaftlich 
relevanten Disziplinen nicht hinter 
verschlossenen Türen austragen. 

5 Siehe Werner M u s s l e r, a.a.O., S. 32.

Wer das fordert, überschätzt sei-
ne Erkenntnisse maßlos. Da die 
Volkswirtschaftslehre ebenso wie 
die Geschichtswissenschaft kaum 
kausale Ergebnisse ableiten kann 
(da im Nachhinein gar keine Ex-
perimente mehr möglich sind, und 
auch die experimentelle Ökonomie 
Grenzen aufweist), sind Erkenntnis-
se immer nur sehr vorläufi g. Dem 
durch ein öffentliches Diskussions-
verbot zu entkommen, ist nicht nur 
wissenschaftstheoretisch falsch, 
sondern funktioniert schlicht und 
einfach nicht. Gerade Volkswirte, 
die zu Recht fordern, dass eine 
moderne Volkswirtschaftslehre 
empirische Forschung ernst neh-
men muss, sollten diese Empirie 
unvoreingenommen zur Kenntnis 
nehmen: Streit innerhalb von Fach-
disziplinen kann deren öffentliche 
Wahrnehmung und Akzeptanz er-
höhen statt sie zu verhindern!

Wissenschaft und Öffentlichkeit

Schmidt und aus dem Moore6 
haben völlig recht, dass wissen-
schaftliche Fachveröffentlichun-
gen nicht unmittelbar für die Wirt-
schaftspolitik und die Öffentlichkeit 
verständlich sein müssen. Nie-
mand würde in den Naturwissen-
schaften auf diese Idee kommen. 
Und trotzdem sind gerade Natur-
wissenschaftler sehr erfolgreich, 
wenn es um die Beeinfl ussung 
der Öffentlichkeit und der Politik 
im Hinblick auf die Bereitstellung 
großer Summen von Steuergel-
dern zur Finanzierung von natur-
wissenschaftlicher Grundlagenfor-
schung geht. Es gibt gerade unter 
den großen Naturwissenschaftlern 
ausgesprochen gute „Übersetzer“; 
und dies in der VWL offenkundig ja 
auch. Das beweisen tagtäglich pro-
fessorale Kolumnen in den Zeitun-
gen und die hier in Rede stehende 
Debatte.

6 Christoph M. S c h m i d t ,  Nils a u s  d e m 
M o o re : Quo vadis, Ökonomik?, 2009, auf: 
www.faz.net/oekonomie (auch in rwi Positio-
nen #30 vom 22. Mai 2009, Essen). 

Schmidt und aus dem Moore 
weisen zu recht auch darauf hin, 
dass die vieldiskutierte Verbin-
dung von Mathematik und statis-
tischen Daten, die Ökonometrie, 
vor allem deswegen notwendig 
ist, weil Volkswirte nur begrenzt 
Laborversuche machen können. 
Dies geht zwar im Bereich der Mi-
kroökonomie zunehmend, aber für 
ganze Volkswirtschaften ist und 
bleibt das ausgeschlossen.7 Die 
Ökonometrie und Evaluationsfor-
schung ist zu Recht so kompliziert 
und mathematisch anspruchsvoll 
geworden, um die früher übliche 
Überintepretation von Statistiken 
zu verhindern.8

Zwar mag ein brilliantes öko-
nometrisches Ergebnis oft im 
Hinblick auf wirtschaftspolitische 
Schlussfolgerungen nicht beson-
ders aussagekräftig sein. Und 
genau das ist es, was die Politik 
erwarten kann: dass das Wissen-
schaftssystem keine überholten 
oder gar falschen empirischen Tat-
sachenbehauptungen zulässt (also 

7 Zwar werden – weltweit betrachtet – nahe-
zu ständig „Real-Experimente“ veranstaltet. 
Aber diesen fehlt in der Regel die für saubere 
Kausalanalysen notwendige „Kontroll-Grup-
pe“. Deswegen ist z.B. das großfl ächige Re-
alexperiment „Deutsche Wiedervereinigung“ 
für das Gewinnen solider Evidenz nahezu 
komplett ungeeignet. 

8 Diese Überinterpretation ist in allen Be-
reichen – seien sie einzelwirtschaftlich oder 
gesamtwirtschaftlich – noch üblich, wo an-
hand von Indikatoren gesteuert wird, denen 
keine klare Kausalität zugrunde liegt. Und 
das sind fast alle Indikatoren die z.B. in Be-
trieben benutzt werden. Oder im Bereich der 
„Sozialberichterstattung“. Wie wenig hilfreich 
rein deskriptive Indikatoren sind, kann man 
z.B. in der Sozialpolitik beobachten, wo etwa 
der Armuts- und Reichtumsbericht mit allen 
seinen Zahlen die Debatte keineswegs ziel-
gerichteter gemacht hat. Denn solange nicht 
(halbwegs) kausal klar ist, welche Ursachen 
z.B. für die Veränderung der Einkommensver-
teilung verantwortlich sind, nützen die vielen 
Einzelergebnisse für die politische Debatte 
wenig. Ganz zu schweigen von der Überfor-
derung der real vorfi ndlichen Wirtschafts-
statistik durch die nun im Grundgesetz fest-
geschriebene „Schuldenbremse“, vgl. dazu 
Thomas F r i c k e :  Nach uns die Schulden-
bremse, in: Financial Times Deutschland, 29. 
Mai 2009, S. 26; und Hubert B e y e r l e :  Fal-
sche Finanzpolitik seit 25 Jahren, in: Financi-
al Times Deutschland, 26. Juni 2009, S. 16.
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z.B. die Einkommensungleichheit 
stiege unabänderlich an). Dies ist 
natürlich alles andere als eine trivi-
ale Aufgabe, da man die öffentliche 
Debatte (Feuilleton, Politik) ja kei-
nesfalls verbieten kann. Aber das 
Wissenschaftssystem muss sich 
gerade deswegen in diese Debat-
ten einschalten, um überholte und 
falsche Tatsachenbehauptungen 
zu entlarven.

Abwanderung der Ordnungs-
politik in die „Governance 

Schools“?

Grundlagenforschung sollte 
ungestört vorangehen können. 
Eine institutionelle Lösung des 
Problems kann aber nicht in der 
„altdeutschen“ Trennung von 
Universitäten und Wirtschaftsfor-
schungsinstituten liegen. Dadurch 
ist nämlich offenkundig nicht ga-
rantiert, dass es auch ein den re-
ellen Problemen angemessene 
Politikberatung gibt. Die Trennung 
der Bereiche, die es seit den 20er, 
spätestens 50er Jahren gab, hat 
dazu geführt, dass die Univer-
sitätsforschung zu theorielastig 
und die Wirtschaftsforschung zu 
pragmatisch wurde. Betrachtet 
man die Einbettung der volkswirt-
schaftlichen Politikberatung in das 
Universitätssystem in Großbritan-
nien und in den USA, könnte eine 
bessere Lösung in der Einrichtung 
von volkswirtschaftlich ausgerich-
teten „Professional Schools“ in-
nerhalb der Universitäten liegen. 

Derartige auf die Berufspraxis 
ausgerichtete Zentren gibt es mit 
den Law Schools und den Medical 
Schools in den USA seit langem.9 
Die forschungsunabhängige Grün-
dung von volkswirtschaftlich aus-
gerichteten Professional Schools 
wäre aber, so lehrt die Geschichte 
der Wirtschaftsforschungsinstitu-
te, nicht gut. Insofern ist die Grün-
dung von „Governance Schools“ 
innerhalb von (Forschungs-)Uni-
versitäten und in Zusammenarbeit 
mit den Wirtschaftsforschungsin-
stituten zu begrüßen. Zu nennen 
sind „Erfurt School of Public Po-
licy“ und die „Humboldt Viadrina 
School of Governance“. Die eben-
falls in Berlin ansässige „Herthie 
School of Governance“ ist zwar 
eine außeruniversitäre Einrich-
tung (ohne Promotionsrecht), die 
jedoch eng mit den Berliner Uni-
versitäten und dem DIW Berlin 
vernetzt ist.

Nun ist es zwar so, dass for-
schungsorientierte Mainstream-

9 Seit einigen Jahrzehnten sind die „Busi-
ness Schools“ hinzugekommen. Diese sind 
in Europa und Deutschland in der Regel von 
(staatlichen) Forschungsuniversitäten losge-
löste reine (privat organisierte) Ausbildungs-
betriebe. Angesichts der Tatsache, dass die 
Schaffung von Old Boys Networks zu den 
wesentlichen Elementen der verwertbaren 
Studien-Ergebnissen von Business Schools 
liegt und diese Funktion von Forschung un-
abhängig ist, ist die private Gründung von 
Business Schools außerhalb von Universitä-
ten nicht weiter bedenklich, wenngleich es 
Stimmen gibt, die eine stärkere Rückkopp-
lung an den Universitätsbetrieb fordern, um 
den Mainstream der Lehre aufzubrechen. 
Dies ist aber hier nicht das Thema.

Volkswirte – nach allen vorliegen-
den Erfahrungen – von den multi-
disziplinär ausgerichteten „Gover-
nance Schools“ nichts halten, aber 
deswegen ist die Idee nicht prinzi-
piell falsch, die universitäre volks-
wirtschaftliche Politikberatung in 
derartigen Professional Schools 
zu konzentrieren. Dort kann auch 
die auf Beratung und Vermittlung 
angelegte „Ordnungspolitik“ in Zu-
sammenarbeit mit der Politikwis-
senschaft unschwer einen sichtba-
ren und effektiven Platz fi nden. Nur 
ganz wenige Universitäten – bei 
dem gegenwärtigen Mainstream 
der VWL – werden sich in der For-
schung auf die auf Beratung aus-
gelegte Ordnungspolitik konzent-
rieren.

Grundsätzlich wäre es aber 
besser, wenn die Pluralität der 
Volkswirtschaftslehre „von in-
nen“ sichergestellt würde. Würde 
die „Ordnungspolitik“ ganz in die 
„Governance Schools“ abwan-
dern (die es in den USA reichlich 
und in Deutschland auch bereits 
dreimal gibt), wäre das ungut.10 
Die VWL würde einen wichtigen 
Zweig verlieren und für die Öffent-
lichkeit und die Entscheidungsträ-
ger wäre es noch schwieriger als 
jetzt zu erkennen, was ein guter 
Ratschlag ist.

10 Zumal dann auch die Gefahr bestehen 
würde, dass die ganze Finanzwissenschaft 
abwandern muss, vgl. Hans-Werner S i n n : 
Der richtige Dreiklang der VWL, 2009, auf: 
www.faz.net/oekonomie.

Kilian Bizer, Zulia Gubaydullina

Zur Zukunft der Volkswirtschaftslehre

Und so entgegnen große europäi-
sche Ökonomen, dass es ihnen auf 
die Relevanz des Fachs ankomme, 
und die messe sich unter anderem 
gerade daran, was sie zur Finanz- 
und Wirtschaftskrise beisteuern 

die Positionen pointieren und die 
Defi zite erkennen lassen. So rum-
pelt ein US-basierter Ökonom im 
Rumsfeld-Duktus, die „alten Öko-
nomen“ wollten sich nicht auf die 
Internationalisierung einstellen. 

Wenn eine wissenschaftliche 
Disziplin streitet, gereicht ihr 

das zur Ehre; wenn sie über ihren 
zukünftigen Kurs streitet, erst recht. 
Dabei sind taktische Missverständ-
nisse nicht zu vermeiden, weil sie 
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wirtschaftspolitisch sinnvoll dis-
kutieren zu können, bedarf es der 
Kenntnis der bestehenden Institu-
tionen, in die sich die Instrumen-
te einfügen müssen. Genau darin 
liegt eines der größten Defi zite der 
Volkswirtschaftslehre. Die Volks-
wirtschaftslehre ist sehr gut darin, 
abstrakte Diskussionsthemen zu 
formulieren. Aber diese Diskussi-
onen entfalten ihre Relevanz erst 
dann, wenn sie, eingepasst in 
den bestehenden institutionellen 
Rahmen, für die jeweilige regiona-
le, nationale oder supranationale 
Ebene anwendbar sind. Und sie ist 
erst dann anwendbar, wenn man 
sie als konkret ausgeformte instru-
mentelle Option formuliert. Vor die-
ser Konkretisierung schreckt die 
Volkswirtschaftslehre häufi g zu-
rück. Dafür mag eine Ursache sein, 
dass wir unsere Volkswirte zwar in 
mathematischen Modellen schulen 
und ihnen umfangreiche Kenntnis-
se in statistischen Methoden ver-
mitteln, dass sie aber kaum etwas 
über die institutionellen Grundla-
gen der zentralen wirtschaftspoliti-
schen Handlungsfelder erfahren. 

Wissenschaft ist immer durch 
eine gewisse Distanz zum Gegen-
stand ausgezeichnet. Wie allen 
anderen Wissenschaftlern ist uns 
wichtig, dass unsere Ergebnisse 
der wissenschaftlichen Prüfung 
standhalten, weil sie damit die 
Arena des Subjektiven verlassen 
und allgemein verlässlich werden. 
Das ist schon für sich ein wichtiger 
Beitrag der Gesellschaftswissen-
schaften und dem stellen wir uns 
auch in der Volkswirtschaftslehre. 
Zu diesem Fundus an verlässlicher 
Erkenntnis müssen wir beitragen, 
um ihn für die Gesellschaft anzu-
wenden. 

Ein deutscher Sonderweg?

So verhält es sich auch mit den 
Folgen, die mit verschiedenen po-

litischen Optionen einhergehen. 
Was hat die Volkswirtschaftslehre 
im Vorfeld beispielsweise beige-
tragen zur Entwicklung der „Ab-
wrackprämie“ als einem konjunk-
turpolitischen Instrument? Gibt 
es dazu gar eine internationale 
Diskussion in den führenden ame-
rikanischen Journals etwa dem 
American Economic Review? Die 
Antworten sind, erstens, nichts. 
Zweitens, nein – warum auch, 
denn die US-Amerikaner hatten 
bislang andere Sorgen, auch wenn 
sie jetzt darüber nachdenken, eine 
„Abwrackprämie“ einzuführen. 
Sollte die deutsche Politik aber 
nicht dennoch hoffen dürfen, dass 
uns diese Optionen beschäftigen? 
Sollten sie nicht sogar davon aus-
gehen, dass in Deutschland vom 
Staat bezahlte Volkswirte sich mit 
derartigen Fragen beschäftigen? 
Und sollte man nicht als Volkswirt 
die konkreten institutionellen Ge-
gebenheiten des Landes, in dem 
man arbeitet, nutzen, um eigene, 
originelle Fragestellungen zu ent-
wickeln? 

Den Sonderweg, den jede 
Volkswirtschaft beschreiten muss, 
um ihre Wettbewerbsvorteile zu 
nutzen, sollte auch die Volkswirt-
schaftslehre als Quelle der Inspi-
ration verwenden. Wenn dieser 
Sonderweg wie im deutschen Fall 
„soziale Marktwirtschaft“ heißt 
und als Modell in den vergan-
genen 60 Jahren faktisch recht 
erfolgreich war, dann sollte uns 
nachdenklich stimmen, dass wir 
für die volkswirtschaftliche Dis-
ziplin daraus keinen Gewinn zie-
hen konnten. Dieses Nachdenken 
sollten wir intensivieren, wenn 
wir sehen, dass die Idee der so-
zialen Marktwirtschaft sich in der 
Obama-Administration zusehends 
etabliert. 

Es stellt sich also nicht die Fra-
ge, warum in den Top-Journals 

könne, die eben weder die einen 
noch die anderen Ökonomen pro-
gnostiziert haben. 

Zeitloser könnte man sagen: 
Das Fach Volkswirtschaftsleh-
re muss sich vor allem an dem 
Beitrag messen, den es zur Wirt-
schaftspolitik leistet. Dafür ist kei-
neswegs Vorbedingung, dass man 
Professuren für Wirtschaftspolitik 
denominiert. Es ist auch nicht er-
forderlich, dass man mathema-
tisch abstinent ist oder der Öko-
nometrie und Statistik abschwört. 
Vielmehr braucht es unabhängig 
vom konkreten Forschungsfeld 
eine Perspektive auf die Gestal-
tung der Wirtschaftspolitik: Welche 
Optionen für die Wirtschaftspolitik 
gibt es? Welche Folgen gehen mit 
den Optionen jeweils einher? Was 
muss man ändern an den institu-
tionellen Rahmenbedingungen, 
um ein bestimmtes Ergebnis her-
beizuführen? Wir plädieren dafür, 
dass sich die Volkswirtschaftslehre 
diesen Fragen stellt, ohne sich von 
theoretischen Überlegungen, mo-
dellhaften Betrachtungen, ökono-
metrischen Tests, experimenteller 
Forschung oder auch der metho-
dologischen Refl exion zu verab-
schieden. Aber die theoretische 
Formalisierung, die differenzierte 
Testmethodologie oder die experi-
mentelle Forschung reichen jeweils 
für sich genommen nicht aus, das 
Fach als Ganzes zu rechtfertigen: 
Fragen sind aber nach den instru-
mentellen Optionen und ihren Fol-
gen zu stellen. 

Der institutionelle Rahmen

Für die Frage, welche Optionen 
es gibt, bietet die Volkswirtschafts-
lehre mit ihren Schwesterdiszipli-
nen der Rechts- und Politikwissen-
schaften eine Reihe allgemeiner In-
strumente an, die für das Erreichen 
eines Zieles denkbar sind. Um die 
instrumentellen Optionen aber 
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der USA die soziale Marktwirt-
schaft noch nicht salonfähig war, 
sondern die Frage, wo wir denn 
dieses Modell diskutieren, wenn 
es dort nicht als Diskussionsge-
genstand akzeptabel, weil zu spe-
zifi sch deutsch, erscheint. Das be-
deutet nicht, um an dieser Stelle 
Missverständnisse zu vermeiden, 
dass deutsche Ökonomen nicht 
gerade auch in den US-Journals 
vertreten sein sollten. Das bedeu-
tet auch nicht, dass man diese 
Publikationen nicht für ein Ran-
king verwenden kann, wenn man 
wissen will, wie wettbewerbsfähig 
deutsche Ökonomen internatio-
nal sind. Aber es bedeutet, dass 
man volkswirtschaftlich relevante 
Fragen nicht deshalb auslassen 
darf, weil sie für amerikanische 
Journals – noch – nicht diskussi-
onswürdig erscheinen. Wenn die 
deutsche Wissenschaftspolitik in 
Bezug auf die Volkswirtschafts-
lehre relevante Beiträge zur Ge-
staltung der Wirtschaftspolitik er-
halten will, muss sie über Anreize 
nachdenken, die es für Volkswirte 
lohnend erscheinen lässt, sich mit 
derartigen Fragen zu beschäfti-
gen. Zur Zeit zeigen alle Signale in 
die andere Richtung.

Dabei sind die Beiträge, welche 
die Volkswirtschaftslehre zu leisten 
vermag, im Bereich der Optionen 
und der intendierten und nicht-
intendierten Folgen nicht gering 
zu schätzen. Sie leistet außerdem 
im Rahmen der Neuen Politischen 
Ökonomie einen Beitrag zur Ana-
lyse der Strukturen, die bestimmte 
Ergebnisse häufi ger herbeiführen 
können. Sie gibt damit Antworten 
auf die Frage, welche Strukturen 
zu den besseren Ergebnissen füh-
ren, wenn bestimmt ist, woran die 
Ergebnisse normativ zu messen 
sind. Gerade auch dieser Beitrag 
entfaltet eine hohe politische Bri-
sanz, wenn er nicht allein im theo-

retischen Modell und allgemeinen 
Ländervergleichen verharrt, son-
dern den Weg sucht in die konkre-
te Änderung der bundesdeutschen 
Institutionenlandschaft. 

Prinzipiengeleitete
Argumentation

Dabei ist immer zu bedenken, 
dass die Konzeptualisierung der 
Volkswirtschaftlehre nahezu aus-
schließlich über Modellbildung 
erfolgt. Die Vorteile der Modellbil-
dung liegen dabei auf der Hand: 
logische Konsistenz, stringente 
Lösung, klare Struktur. Die Nach-
teile, die in der relativ hohen Abs-
traktion, der verbalen Anwendung 
auf wirtschaftliche Sachverhalte 
sowie der vielfältigen Annahmen 
liegen, sind ebenso offensichtlich. 
Diese Form der Theorie hat in der 
Vergangenheit dazu geführt, dass 
sich eine Arbeitsteilung zwischen 
Volkswirtschaftstheorie und Volks-
wirtschaftspolitik herausgebildet 
hat, die in Deutschland durch die 
Finanzwissenschaft ergänzt wur-
de. Von den Volkswirten wurde al-
so nie erwartet, dass sie, wenn sie 
eine Kartoffelsuppe essen wollen, 
selbst Kartoffeln anbauen, ernten, 
schälen und verarbeiten können, 
sondern sie sollten Spezialisie-
rungsvorteile genießen. Wenn 
aber einmal die Theorieerkennt-
nisse bestehen (Kartoffeln geern-
tet), lassen sie sich nicht einfach 
in den Topf werfen, um eine Kar-
toffelsuppe zu kochen, sondern 
es bedarf einer Anpassungsleis-
tung: Diese bestehen nicht zuletzt 
darin, dass die Politik häufi g prin-
zipienbezogen argumentiert (Kar-
toffeln schälen, schneiden, dann 
in die Suppe!) – um diese dann zu 
durchbrechen („Pellkartoffelsup-
pe“). 

Das kann daran liegen, dass 
Prinzipien sich leichter öffentlich 
verwenden lassen. Möglicher-

weise ist die tiefere Ursache je-
doch, dass auch die Rechtswis-
senschaften mit ihrem ungleich 
größeren Einfl uss auf die Politik 
als die Wirtschaftswissenschaf-
ten fast ausschließlich prinzipien-
geleitet argumentierten. Diesem 
Wettbewerb muss sich die Volks-
wirtschaftslehre stellen, wenn sie 
einen Platz am Kochtopf erreichen 
möchte. Dafür muss sie aus ihren 
modellgestützten Diskussionen 
Prinzipien ableiten.

Nun hat die alte Ordnungsöko-
nomik sich gerade dieser Ausei-
nandersetzung gestellt: Sie hat 
Prinzipien entwickelt, die für die 
Wirtschaftspolitik eine direkte 
Relevanz entfalten. Das hat nicht 
dazu geführt, dass sie direkt um-
gesetzt worden sind – aber im-
merhin dazu, dass im konkreten 
Fall die Auseinandersetzung mit 
der Politik gesucht und gefunden 
wurde. Wir plädieren nicht dafür, 
die Ordnungsökonomik zu reani-
mieren, aber wir sehen, dass die 
Lücke, welche die Ordnungsöko-
nomik hinterlässt, bislang kaum 
geschlossen worden ist: Diese 
Lücke besteht darin, Prinzipien 
der Wirtschaftspolitik so zu for-
mulieren, dass sie zu einer direk-
ten Auseinandersetzung mit Po-
litikergebnissen führen. Unsere 
moderne Volkswirtschaftslehre 
verfährt hingegen gegenüber der 
tatsächlichen Wirtschaftspolitik 
häufi g nach dem Grundsatz des 
„noli me tangere“.

Übersetzung der Theorie 
in die Praxis

Die Übersetzung von modell-
theoretisch gewonnenen Hypo-
thesen, die ökonometrisch oder 
experimentell überprüft sind, in 
anwendungsfähige Prinzipien fällt 
Ökonomen nicht leicht: Zumeist 
fi nden wir unsere allgemeingül-
tigen Ergebnisse unter restrikti-
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ven Annahmen, deren Lockerung 
zwar grundsätzlich möglich ist, 
aber häufi g mit einem Verlust an 
Eindeutigkeit der Ergebnisse ein-
hergeht. Ökonometrische Bestäti-
gungen von Hypothesen gelingen 
mit einem Datensatz, der häufi g 
ebenfalls bestimmten Limitatio-
nen unterliegt. Und experimen-
telle Ergebnisse weisen zwar eine 
hohe interne Validität auf, aber 
ihre Übertragbarkeit auf ein poli-
tisch-institutionelles Arrangement 
ist immer diskussionswürdig, so 
dass wir zwar in dem Konzert 
der Gesellschaftswissenschaften 
stets neue Erkenntnisse hinzufü-
gen können, die direkte Übertra-
gung auf den institutionellen Kon-
text aber häufi g nur ansatzweise 
ausgeführt ist.

Damit die Volkswirtschafts-
lehre sich gegenüber ihrem For-
schungsgegenstand vollständig 
entfalten kann, muss sie zusätz-
lich zu ihrer theoretischen Fun-
dierung und ihrer differenzierten 
empirischen Kompetenz drei Vor-
aussetzungen erfüllen: 

Sie muss, erstens, die Anwen-• 
dungsfragen suchen und dabei 
die Vorteile der intradisziplinä-
ren Arbeitsteilung nutzen. 

Sie muss, zweitens, in Kenntnis • 
der nationalen und europäischen 
Institutionen denken und argu-
mentieren können. Das kann sie 
nur, wenn sie ihre Institutionen-
kenntnis vertieft und Aussagen 
liefert, die dem spezifi schen 
deutschen oder europäischen 
Modell geschuldet sind. 

Und sie muss, drittens, dafür • 
sorgen, dass sie sich als Dis-
ziplin selbstbewusst von ihren 
nordamerikanischen Vorbildern 
abhebt, indem sie das disku-
tiert, was politisch in der eige-
nen Volkswirtschaft aktuell ist.

Behavioral Governance

Das lässt sich kurz am Beispiel 
der Behavioral Governance ver-
deutlichen: Dieses Forschungsfeld 
ist darauf ausgerichtet, die politi-
sche Diskussion um „better regu-
lation“ und „good governance“ auf 
nationaler wie europäischer Ebene 
auf eine wissenschaftliche Basis 
zu stellen, indem Steuerungsin-
strumente auf ihre verhaltens -
theoretischen Grundlagen hin 
überprüft und – wenn möglich 
– experimentell getestet bzw. auf 
der Basis bestehender Ergebnisse 
kritisch hinterfragt werden. Daraus 
lassen sich bessere Regelungen 
für das Gemeinwesen ableiten. 

Behavioral Governance umfasst 
damit ein Forschungsfeld, das aus 
Sicht der Volkswirtschaftslehre 
auf der Basis institutionenökono-
mischer Theorien und Erkennt-
nisse experimentelle Evidenz 
für die Wirksamkeit bestimmter 
(Rechts)-Regeln bzw. Institutio-
nen entwickelt. Die behavioristi-
sche Orientierung dieses Ansat-
zes drückt sich zum einen in dem 
Schwerpunkt der experimentellen 
Wirtschafts- und Sozialforschung 
aus, der Anreize, Motivationen 
sowie kognitive Limitationen und 
umgebende Institutionen des Indi-
viduums in den Mittelpunkt rückt. 
Zum anderen bezweckt sie, das 
Handeln und Entscheiden kollek-
tiver Akteure, wie z.B. der Staa-
ten, auf das Kalkül der agierenden 
Individuen zurückzuführen. Die 
Forschungsidee ist, verhaltens-
wissenschaftliche Erkenntnisse 
der experimen tellen Forschung 
für die Institutionenentwicklung in 
der Wirtschaftspolitik verfügbar 
zu machen. Daraus ist ein erheb-
licher wissenschaftlicher Gewinn 
für die Ausgestaltung konkreter 
institutioneller Regelungen zu er-
warten. In diesem Kontext entfal-
tet sich die Volkswirtschaftslehre 

als eine beeindruckende Disziplin: 
Sie nutzt mikroökonomische The-
orie, refl ektiert wirtschaftspolitisch 
relevante Instrumente und nutzt 
ihre umfassenden Kompetenzen 
zur Gewinnung empirischer Er-
kenntnisse der Ökonometrie und 
der experimentellen Wirtschafts-
forschung. In derartigen Ansätzen 
liegt die Zukunft der Volkswirt-
schaftslehre.

Die Zukunft der
Volkswirtschaftslehre

Ökonomisch lässt sich das Pro-
blem so auf den Punkt bringen: Die 
bundesdeutsche Gesellschaft leis-
tet sich eine Volkswirtschaftslehre. 
Das kostet Geld. Sie will natürlich, 
dass diese Disziplin Methoden 
und Kenntnisse verwendet, die 
weltweit zur Verfügung stehen – 
sie will sicher nicht ein deutsches 
Sondersüppchen, dem es an Ge-
halt mangelt, sondern eine kon-
kurrenzfähige nahrhafte und wohl-
schmeckende Kartoffelsuppe. Sie 
verlangt als Gegenwert Ergeb-
nisse, die sich auf die Gestaltung 
der Gesellschaft beziehen lassen, 
weswegen die Disziplin sich be-
mühen muss, ihre Qualifi kation als 
Koch zu belegen. Sicherlich misst 
die Gesellschaft die Disziplin nicht 
daran, wie viele Ergebnisse direkt 
umgesetzt worden sind. Dann 
wäre es ohnehin um die Volks-
wirtschaftlehre in Deutschland 
und der Welt schon geschehen. 
Aber sie verlangt, dass die Volks-
wirtschaftlehre in Bezug auf wirt-
schaftspolitische Optionen, die 
sich den Geldgebern stellen, klare 
Auskunft gibt, welche Folgen mit 
den jeweiligen Optionen einher-
gehen und unter welchen Voraus-
setzungen die eine Option der an-
deren überlegen ist. Nur wenn wir 
diese Aufgaben erfüllen, haben wir 
als gesellschaftswissenschaftliche 
Disziplin eine Zukunft.
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Im Rahmen der politischen Bewäl-
tigung der Finanzkrise haben in 

Deutschland zahlreiche diskretio-
näre staatliche Eingriffe in das Wirt-
schaftsgeschehen stattgefunden. 
Einige Banken und Firmen wurden 
durch Bürgschaften oder Kredite 
gerettet, Spareinlagen allgemein ga-
rantiert, das Kurzarbeitergeld wur-
de verlängert, die Renten wurden 
mit einer Schutzklausel versehen. 
Macht die Finanzkrise also deutlich, 
dass der Staat mehr auf solche Pro-
zesspolitik zur Krisenbewältigung 
und Krisenvermeidung setzen soll-
te? Oder brauchen wir eine stärkere 
Betonung der Ordnungspolitik, um 
Krisen zu vermeiden? Falls ja: Wel-
che Schwerpunkte sollten dabei ge-
setzt werden?

Die Verteilung von Information

Ordnungspolitik ist eine Politik, 
die Spielregeln für den Wirtschafts-
ablauf setzt. Sie wird von der so-
genannten Prozesspolitik eines 
Staates abgegrenzt, die laufend und 
nach Ermessen von Politik oder Bü-
rokratie in das Wirtschaftsgesche-
hen eingreift. Ein diskretionäres Ein-
greifen des Staates kann vor allem 
dort begründet werden, wo die Po-
litik oder Bürokratie über relevante 
Informationen verfügt, bzw. diese zu 
niedrigen Kosten beschaffen kann.1

Wenn der Staat hingegen über 
keine Informationen verfügt oder 
wenn die Kosten der Informations-
beschaffung hoch sind, kann er sich 
in vielen Fällen auf das Festsetzen 
von Regeln beschränken. Diskre-
tionäre Eingriffe sind dann besten-

1 Selbst wenn wir von einer informierten 
Bürokratie ausgehen, müssen wir Anreiz-
probleme zwischen Bürgern und Bürokraten 
zur Kenntnis nehmen, die eine gewisse Re-
gelbindung der Wirtschaftspolitik sinnvoll er-
scheinen lassen.

falls unnötig.2 Davon ausgenom-
men ist allerdings der Fall, in dem 
ein Staatseingriff hilft, Erwartungen 
auf Märkten zu koordinieren. Das 
kann sinnvoll sein, wenn ein System 
mehrere Gleichgewichtszustände 
hat und die Akteure sich auf eines 
der schlechteren Gleichgewichte 
koordinieren. Ein Spieler mit einer 
herausgehobenen Rolle, wie zum 
Beispiel eine Regierung, kann dann 
versuchen, das Bessere der Gleich-
gewichte durch eine Ankündigung 
oder durch eine stützende Maßnah-
me herbeizuführen – selbst wenn er 
nicht über privilegierte Information 
verfügt. Die Absicherung der Er-
sparnisse durch die Kanzlerin und 
den Finanzminister im Herbst 2008 
kann man als eine solche Maßnah-
me deuten. Einen Bank Run kann 
als das schlechtere von zwei Gleich-
gewichten gesehen werden: Wenn 
alle Sparer planen, ihr Geld abzuhe-
ben, lohnt es sich für den Einzelnen, 
das auch zu tun. Wenn jedoch viele 
ihr Geld verzinst auf der Bank las-
sen, lohnt es ebenfalls dasselbe zu 
tun. In normalen Zeiten gelingt die 
Koordination auf das bessere der 
beiden Gleichgewichte. Ist die Öko-
nomie aber verunsichert, so kann ei-

2 Es ist eine unmittelbare Konsequenz des 
Revelationsprinzips der Theorie des Me-
chanism Design, dass der Staat ohne eige-
ne Informationen in vielen Fällen als Spieler 
keine eigenständige Rolle spielen muss. Das 
Revelationsprinzip besagt, dass ein kompli-
zierter Mechanismus immer durch ein ein-
faches bayesianisches Spiel ersetzt werden 
kann, in dem die Akteure unmittelbar ihre In-
formation an einen zentralen Planer übermit-
teln. Der Planer bildet dann die übersandte 
Information in eine Entscheidung ab. Damit 
fällt die Strategienmenge der Spieler mit ih-
rer Typenmenge zusammen. Hat ein Spieler 
keine Information, so hat seine Typenmenge 
nur ein Element. Er kann dann auch nur eine 
Handlung ergreifen, hat also keine Wahl zwi-
schen verschiedenen Alternativen. Allerdings 
kann es durchaus sinnvoll sein, redundante 
Informationen zu beschaffen, um Informati-
onsrenten zu reduzieren.

ne staatliche Garantie dafür sorgen, 
dass das gewünschte Verhalten sich 
einstellt – möglicherweise ohne dass 
die Garantie selbst in Anspruch ge-
nommen werden muss.3

An vielen anderen Stellen, an 
denen es nicht um Fragen der Ko-
ordination wirtschaftlicher Aktivität 
geht, ist es allerdings fraglich, ob 
staatlichen Behörden oder einem 
Parlament relevante Informationen 
vorliegen. Dies gilt insbesondere für 
die zukünftige Nachfrage nach Pro-
dukten von Firmen, die in allererster 
Linie bei den Konsumenten selbst 
oder bei privaten Marktforschern 
anzutreffen sind, nicht aber in einem 
Wirtschafts- oder Finanz- oder gar 
im Außenministerium.

Eine gründliche Ursachenanalyse 
der Finanzkrise legt eine Neuorien-
tierung in bestimmten Teilbereichen 
der Wirtschaftspolitik nahe. Das 
betrifft hauptsächlich solche Rege-
lungen, die für mehr Marktdisziplin 
sorgen können. Im Umgang mit sys-
temischen Risiken müssen wir uns 
allerdings auch fragen, ob der Staat 
bzw. supranationale Institutionen 
nicht gezielt Informationen sammeln 
sollten, um diskretionär einzugreifen 
oder wenigstens gelegentlich be-
stimmte Anpassungen der Markt-
struktur vorzunehmen.

Bevor ich anhand einiger Beispie-
le diese Fragen weiter diskutiere, 
will ich kurz zusammenfassend auf 

3 Nach dem Zusammenbruch von Lehman 
Brothers hat sich offensichtlich die Investiti-
onsneigung von Firmen weltweit, aber auch 
die Neigung zum Konsum bestimmter Güter 
drastisch verändert. Auch in einer solchen 
Situation kann man argumentieren, dass ein 
staatlicher Eingriff, zum Bespiel durch defi zit-
fi nanzierte Staatsausgaben die Koordination 
ökonomischer Aktivitäten herbeiführen kann, 
ohne dass der Staat hier über besondere In-
formationen verfügt. Ob das in Zeiten einer 
Finanzkrise gelingt, ist allerdings bisher noch 
nicht in der Breite untersucht worden.

Hans Peter Grüner

Wirtschaftspolitik nach der Finanzkrise
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die Ursachen der Finanzkrise einge-
hen.4

Ursachen der Finanzkrise

Die Finanzkrise entstand durch 
die Kombination aus Verlusten aus 
verbrieften Produkten einerseits 
und weltweiter Ansteckungseffekte 
andererseits. Die Verluste aus ver-
brieften Produkten hatten teilweise 
mit schlechten Anreizsystemen in-
nerhalb von Finanzinstitutionen und 
Ratingagenturen, zum anderen aber 
auch mit der US-amerikanischen 
Subventions- und Geldpolitik zu 
tun.

Die zu kurzfristig orientierten An-
reizsysteme konnten entstehen, 
weil letztlich die Überwachung der 
Bankmanager durch die Aktionäre 
und die Disziplinierung der Banken 
durch den Einlagenmarkt nicht funk-
tioniert haben. Es geht hier um einen 
Mangel an Marktdisziplin, der bisher 
in der Öffentlichkeit zu wenig zur 
Kenntnis genommen wird.

Auch das Lemons-Problem am In-
terbankenmarkt, das Ansteckungs-
effekte hervorgebracht hat, steht 
im Zusammenhang mit dem Fehlen 
von Marktdisziplin. Denn vielen Ban-
ken war es offenbar mehr oder we-
niger egal, wer die Handelspartner 
der eigenen Handelspartner sind, 
d.h., wie wahrscheinlich es ist, dass 
systemische Krisen sie selber auch 
betreffen. Hinzu kommen durch Re-
gulierung bedingte Ursachen für An-
steckungseffekte, wie zum Beispiel 
die prozyklische Wirkung der Basel-
II-Regeln. Wenn man sich die Liste 
der Ursachen vor Augen führt, wird 
deutlich, dass einiges letztlich auf 
staatlichen Eingriffen und staatlicher 
Regulierung beruht. Ich will an zwei 
Beispielen näher erläutern, wie der 
Staat durch neue Regeln dafür sor-
gen kann, dass bessere Anreize für 

4 Mehr hierzu fi ndet man in Martin H e l l w i g : 
Systemic Risk in the Financial Sector: an 
Analysis of the Subprime Mortgage Financial 
Crisis, Preprints of the MPI for Research on 
Collective Goods, Bonn 2008/43. 

ein vernünftiges Verhalten in Banken 
geschaffen werden.

Beispiel: Einlagensicherung

Die Einlagensicherung ist ein 
wohlgemeintes Instrument zum 
Schutz von Anlegern, die nicht in der 
Lage sind, im Detail zu verstehen, 
was Banken mit ihrem Geld ma-
chen. Banken sollen untereinander 
die Einlagen der Sparer bis zu einem 
gewissen Mindestbetrag absichern. 
Dieser Betrag lag in Deutschland in 
der Vergangenheit verpfl ichtend bei 
20 000 Euro, wobei Sparer 90% ih-
rer Einlagen wiederbekommen soll-
ten. Nach einer neuen EU-Richtlinie 
ist diese Grenze auf 100 000 Euro 
erhöht worden und man soll 100% 
der Einlage wiederbekommen.

So gut die Einlagensicherung ge-
meint ist, so problematisch ist sie 
in der Praxis. Denn sie nimmt allen 
Einlegern, die weniger als die ent-
sprechende Summe anlegen, jeden 
Anreiz sich mit der Frage zu be-
schäftigen, ob ihre Bank sich in ris-
kanten Märkten betätigt oder nicht. 
Damit wird für die Bank auch keine 
Risikoprämie mehr fällig, wenn sie 
besonders riskante Geschäfte tätigt. 
Die Risikoneigung der Bank wird 
steigen und damit – über die Ein-
lagensicherung – die Belastung für 
die gesamte Gemeinschaft der Ein-
leger. Tatsächlich gibt es empirische 
Arbeiten, die nahelegen, dass die 
Einlagensicherung zu einer höheren 
Risikoneigung bei Banken führt. 5 Es 
handelt sich also hier um einen gut 
gemeinten regulatorischen Eingriff, 
der möglicherweise kontraproduktiv 
wirkt.

Beispiel: Mindestkapital-
anforderungen

In der wirtschaftstheoretischen 
Literatur werden Mindestkapitalan-
forderungen häufi g gerade mit 
der Einlagensicherung begründet. 

5 James R. B a r t h , Gerard C a p r i o ,  Ross 
L e v i n e : Rethinking Bank Regulation, Till 
Angels Govern, Cambridge University Press, 
Cambridge 2006.

Weil es eine Einlagensicherung 
gibt, muss man dafür sorgen, dass 
die Banken nur mit einer geringen 
Wahrscheinlichkeit Bankrott gehen. 
Um das zu ermöglichen, ist die Min-
destkapitalquote vorgesehen. Es 
ergibt sich aber ein Problem, wenn 
Banken aufgrund einer Korrektur der 
Preise von bestimmten Vermögens-
werten Verluste hinnehmen müssen, 
die dann ihr Eigenkapital reduzieren. 
In diesem Fall müssen sie weitere 
Wertpapiere verkaufen, was zu ei-
ner weiteren Verschlechterung der 
Marktsituation führt. 

Diese prozyklische Wirkung der 
Eigenkapitalanforderungen hat we-
sentlich zur Krise beigetragen. Die 
erste Regulierung in Form einer 
Einlagensicherung hat also hier ei-
ne zweite Regulierung in Form der 
Kapitalquote nach sich gezogen, die 
letztlich in Verbindung mit dem Fair 
Value Accounting systemische Risi-
ken in sich birgt.

Der Umgang mit systemischen 
Risiken

Finanzsystemstabilität ist ein öf-
fentliches Gut. Die Vernetzung von 
Banken über den Interbankenmarkt 
ist sehr kompliziert und für die ein-
zelne Bank schwer zu überblicken. 
Das wirft schwierige Fragen auf. 
Sollten die Banken nicht selbst ein 
Interesse daran haben, systemi-
sches Risiko bei ihrer Bewertung 
von Geschäftspartnern zu berück-
sichtigen? Kann der Markt entspre-
chend Informationen bereitstellen? 
In der Vergangenheit hat das offen-
bar nicht funktioniert.

Eine Lösung könnte sein, Min-
destkapitalanforderungen z.B. an 
die Größe oder Vernetztheit einer 
Bank anzupassen, ein anderer, 
künstliche Trennlinien im Bankge-
schäft einzuführen. Jede staatliche 
Intervention, z.B. in Form der Ver-
ordnung eines Trennbankensys-
tems oder der Einführung regiona-
ler Grenzen, innerhalb derer Ban-
ken Geschäfte abwickeln müssen, 
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hat etwas Arbiträres. Selbst wenn 
man vergangene Daten analysiert 
und unter Berücksichtigung des 
Trade-Off zwischen Risikodiversi-
fi zierung und dem Vermeiden von 
Ansteckungseffekten eine Lösung 
sucht, muss das nicht bedeuten, 
dass damit dauerhaft die richtige 
regulatorische Entscheidung ge-
troffen wird. Dennoch gibt die Er-
fahrung mit der Subprime-Krise 
Anlass, über solche Maßnahmen 
nachzudenken.

Fecht, Grüner und Hartmann6 
haben untersucht, wie viel Finanz-
integration bei der Diversifi zierung 
nationaler Kreditrisiken tatsächlich 
bringt. Offenbar nehmen die zu-
sätzlichen Erträge aus weiterer In-
tegration sehr rasch ab. Wenn die 
Finanzsysteme weniger Länder gut 
integriert sind, ist der Großteil der 
Diversifi zierungsgewinne erschöpft. 
Das deutet auf den ersten Blick da-
rauf hin, dass solche Grenzziehun-
gen wenigstens kurzfristig nicht all-
zu schädlich sein müssen.

Es ist allerdings überhaupt nicht 
offensichtlich, wo solche Grenzen 
dauerhaft eingezogen werden soll-
ten. Tatsächlich ergeben sich hier 
auch Anreize für Finanzinstitutio-
nen, für eine entsprechend passen-
de Marktregelung, beziehungswei-
se Marktbereinigung zu werben. 
Die richtigen Trennlinien müssten ja 
auch an neue Gegebenheiten, d.h. 
zum Beispiel an neue Korrelationen 
von Risiken über sektorale Grenzen 
oder Ländergrenzen hinweg ange-
passt werden. Inwieweit der Staat 
in die Struktur des Bankgeschäfts 
eingreifen sollte, um Ansteckung zu 
verhindern, und ob solche Eingriffe 
einmalig und dauerhaft, oder auf 
Basis ständig neuer Daten gesche-
hen sollten, ist eine wichtige und 
drängende Forschungsfrage.

6 Falko F e c h t , Philipp H a r t m a n n ,  Hans 
Peter G r ü n e r : Welfare Effects of Financial 
Integration, in: CEPR Discussion Paper, Nr. 
6311, 2007.

Neue Schwerpunkte

Die Finanzkrise hat eine nicht 
zielführende Regulierung und eine 
wenig erfolgreiche Prozesspoli-
tik (Geld- und Subventionspoli-
tik) ebenso als Ursache, wie eine 
unzureichende Aufsicht und eine 
weitgehende Ausblendung der As-
pekte systemischen Risikos bei der 
Konstruktion internationaler Finanz-
märkte. Auch staatliche Banken mit 
fragwürdiger Existenzberechtigung 
haben in Deutschland ihren Teil bei-
getragen.

Die nun häufi g vorgebrachte Kri-
tik am marktwirtschaftlichen Sys-
tem im Allgemeinen und an seiner 
Krisenanfälligkeit im Speziellen ist 
nicht neu. Der Krisenanfälligkeit ei-
nes marktwirtschaftlichen Systems 
stehen große Vorzüge bei der Allo-
kation von Ressourcen – auch im 
Innovationsprozess – gegenüber. 
Vermutlich wäre z.B. kaum jemand 
bereit, auf die Vorzüge neuer Infor-
mations- und Kommunikationstech-
nologien zu verzichten, die zur Jahr-
tausendwende entstanden sind, um 
die Auswirkung der „Dotcom Krise“ 
nachträglich zu vermeiden. Viel lässt 
sich nach der Finanzkrise durch eine 
Anpassung von Regeln erreichen.

Allerdings gibt es Kosten, die ent-
stehen, wenn die Spielregeln letzt-
lich den Wettbewerb beschränken. 
Regulierung kann von Insidern auf 
Märkten genutzt werden, um Outsi-
der aus dem Wettbewerb zu halten. 
Daneben ist Regulierung oft auch im 
Interesse von Wettbewerbsverlie-
rern, die sich für die Zukunft Schutz 
vor negativen Wettbewerbsereig-
nissen sichern wollen. Wirtschaft-
liche Krisenzeiten können oft eine 
kritische Masse an Wettbewerbs-
gegnern aus beiden Lagern ver-
sammeln wie Rajan und Zingales7 

7 Raghuram G. R a j a n ,  Luigi Z i n g a l e s : 
Saving Capitalism from the Capitalists: Un-
leashing the Power of Financial Markets to 
Create Wealth and Spread Opportunity, New 
York 2003.

eindrucksvoll geschildert haben. 
Das sollte man bei der Regulierung 
der Finanzmärkte im Blick behalten. 
Deshalb ist es wichtig, nun den Ein-
fl uss von Aktionären und Einlegern 
auf Banken zu stärken, um so die 
Krisenanfälligkeit des Finanzsys-
tems zu verringern.

Es ist eine schwierige Aufgabe 
für die Wirtschaftspolitik, für Markt-
disziplin im Sinne einer positiven 
Einfl ussnahme von Bankaktionären 
auf Bankmanager zu sorgen. Die 
meisten Aktionäre haben nur wenig 
Geld in einzelne Banken investiert 
und es lohnt sich für sie nicht, die 
Geschäfte der Manager im Detail zu 
verfolgen. Die Politik kann aber die 
Einfl ussmöglichkeiten für Aktionäre 
steigern. Hierzu gehört es, die Kos-
ten der Informationsbeschaffung 
ebenso wie die Kosten der Einfl uss-
nahme über Hauptversammlungen 
zu senken. Transparenzanforderun-
gen bezüglich der Bonussysteme 
innerhalb von Banken gehören in 
das Blickfeld der Wirtschaftspolitik. 
Einfache, kurzfristig orientierte Bo-
nussysteme sind wegen ihrer leich-
ten Manipulierbarkeit im Interesse 
der Manager. Die Politik sollte den 
Aktionären die Möglichkeit in die 
Hand geben, über die Verwendung 
ihres eingesetzten Kapitals gut in-
formiert zu sein.

Eine besondere Herausforde-
rung wird es sein, regulatorisch mit 
systemischen Risiken umzugehen 
und dabei zu vermeiden, dass mit 
Finanzaufsicht und Zentralbanken 
unterschiedliche Akteure mit ver-
schiedenen Zielen diskretionär auf 
dieselben Aktivitäten Einfl uss neh-
men.8 Die Vorschläge, Mindestka-
pitalanforderungen antizyklisch zu 
machen, sollten in dieser Hinsicht 
gründlich überprüft werden.

8 Solch ein Zusammenspiel kann zu ineffi -
zienten Verzerrungen bei Entscheidungen 
führen. Vgl. Hans Peter G r ü n e r,  Alexandra 
K i e l :  Collective Decisions with Interdepen-
dent Valuations, in: European Economic Re-
view, Vol. 48, 2004, S. 1147-1168. 
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Die Finanzkrise hat den Glauben 
in die „heilbringenden“ Eigen-

schaften ungebremster Märkte 
erschüttert. „Bei dem Debakel an 
der Wall Street sind mehr als nur 
Bankenimperien zusammengebro-
chen. Es ist ein ganzes Weltbild 
eingestürzt, dessen Haupt- und 
Kernthese lautete: Der Markt heilt 
sich selbst.“1 Angetrieben von ra-
dikalen Ökonomen, die im Wettbe-
werb ein „Entdeckungsverfahren“ 
für die richtige Ordnung von Wirt-
schaft und Gesellschaft im Ganzen 
erblicken, hat die Marktgläubigkeit 
zunächst die konservativen poli-
tischen Strömungen (Thatcheris-
mus, Reagonomics) und dann die 
Sozialdemokratie (New Labour) 
ergriffen. Nun verkünden politische 
Kommentatoren den „Bankrott der 
Metaphysik des Marktes“2. Ange-
sichts des „offenkundigen Versa-
gens einer überbordenden Markt-
Ideologie“3, wird der Verweis auf 
eine „höhere Vernunft des Marktes“ 
nun als „billige Rede“ entlarvt.4

Auch und gerade politische Ent-
scheidungsträger wie etwa Horst 
Seehofer registrieren mit „großer 
Genugtuung, dass dieses Gesell-
schafts- und Wirtschaftsbild der 
letzten Jahre zusammengebrochen 
ist“5. Die SPD sieht „uns in einer 
Zeitenwende“, und diese besteht 
darin, dass „das marktradikale 
Zeitalter … gescheitert“ sei.6 „Le 

1 J. J e s s e n , E. F i n g e r, T. A s s h e u e r : 
Pleite der letzten Utopie, in: Die Zeit vom 
25.9.2008.

2 F. S c h i r r m a c h e r : Was wird morgen 
sein?, faz.net, 11.9.2008.

3 Neue Zürcher Zeitung vom 11.10.2008.

4 Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
18.9.2008.

5 Der Spiegel vom 16.2.2009.

6 SPD: Regierungsprogramm 2008–2012.

Ulrich Thielemann

Ökonomik nach der Krise: Das Ende der Marktgläubigkeit

laissez-faire, c’est fi ni.“ Mit die-
sen Worten hatte der französische 
Staatspräsident, Nicolas Sarkozy, 
das Ende der Marktgläubigkeit 
verkündet.7 Bislang galt aus seiner 
Sicht offenbar die Doktrin „der All-
macht des Marktes, der durch kei-
nerlei Regulierung behindert werde 
dürfe“; dies sei, wie sich nun her-
ausstelle, eine „verrückte Idee“ ge-
wesen. 

Weite Teile der Politik, ebenso 
wie zahlreiche politische Beobach-
ter, sehen in den „Lehrbüchern … 
der politischen Ökonomie … die 
Drehbücher der gegenwärtigen 
Krise“.8 Sie fordern daher eine „fun-
dierte Kritik an der Wissenschaft 
der politischen Ökonomie“. Diese 
„ist nackt, ihre Lehrbücher müssen 
umgeschrieben werden.“9 Zahlreich 
sind die Forderungen und beinahe 
ebenso zahlreich die Versicherun-
gen, dass sich die Curricula an den 
Wirtschaftsfakultäten ändern müs-
sen.10

„Ordnungspolitiker“ 
versus „Mathematiker“

Vor diesem, hier nur knapp skiz-
zierten Hintergrund der Infrage-
stellung der Ökonomik in ihrer 
gegenwärtigen Ausrichtung im 
Ganzen spielt sich auch die ge-
genwärtige Kontroverse innerhalb 
der Disziplin ab. Zwar nehmen die 
83 Professorinnen und Professo-
ren, die für die Erhaltung einer sich 

7 N. S a r k o z y : Le discours de Nicolas Sar-
kozy à Toulon, in: Le Monde vom 25.9.2008.

8 C. G e y e r : Rot stellt sich tot, faz.net, 
8.4.2009.

9 Ebenda.

10 Vgl. etwa Süddeutsche Zeitung vom 
3.6.2009; Financial Times Deutschland 
vom 17.4.2009; The New York Times vom 
15.3.2009.

primär in sinnhafter Rede artikulie-
renden Wirtschaftstheorie plädie-
ren und die in der Dominanz der 
Modellökonomik mit ihrer „forma-
len [mathematischen] Rigorosität“ 
eine Fehlentwicklung sehen, nicht 
direkt Bezug auf die Finanzkrise.11 
Doch sprechen auch sie von einem 
zumindest möglichen „Versagen in 
der realen Wirtschaftspolitik“. 

Der Aufruf der „Ordnungspoliti-
ker“ hat auf Seiten der „Mathemati-
ker“ sofort zu Gegenreaktionen ge-
führt. Sie argumentieren vorrangig 
gewissermaßen „wissenschafts-
ökonomisch“ (also nicht, jedenfalls 
nicht nur, an der Sache orientiert, 
womit sie die Kritik ihrer Gegner un-
freiwillig ein Stück weit bestätigen), 
indem sie im Aufruf der „Ordnungs-
politiker“ einen Versuch der „Ze-
mentierung international nicht wett-
bewerbsfähiger Strukturen an deut-
schen VWL-Fakultäten“ erblicken.12 
Ähnlich wie Manager bezüglich ihrer 
Millionenvergütungen rufen sie dazu 
auf, sich an „internationalen (sprich: 
US-amerikanischen) Standards und 
Strukturen“ auszurichten. Eher un-
freiwillig dürfte auch ihr Eingeständ-
nis sein, von der „gegenwärtigen 
Finanz- und Wirtschaftskrise“ über-
rascht worden zu sein. Diese stelle 
„neue Herausforderungen“, wobei 
für ein „tieferes Verständnis“ der 
Krise an die „führenden Einsichten 
der Wissenschaft“ anzuknüpfen sei, 
„um so die praktische Wirtschafts-
politik und die Öffentlichkeit auf 
wissenschaftlich solider Basis noch 
besser informieren und beraten zu 
können.“

11 R. O h r : Rettet die Wirtschaftspolitik an 
den Universitäten!, www.faz.net, 27.4.2009.

12 H. U h l i g : Baut die deutsche VWL nach 
internationalen Standards um!, in: Handels-
blatt, 8.6.2009.



Wirtschaftsdienst 2009 • 7 455

ZEITGESPRÄCH

„Noch besser“? Diese „führen-
den Einsichten“ haben die Öko-
nomik, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen (vor allem Robert Shil-
ler und daran anknüpfend Dean 
Baker), weder in die Lage versetzt, 
die Krise zu prognostizieren (was 
übrigens für Dean Baker rätselhaft 
ist;13 dies dürfte damit zusammen-
hängen, dass er meint, hierfür hätte 
es nur „des ökonomischen Basis-
wissens“ bedurft14). Noch – und na-
türlich wichtiger – haben diese „füh-
renden Einsichten“ der Ökonomik 
die Krise verhindern können. Of-
fenbar trifft das Gegenteil zu. Denn 
hier haben Akteure – auf der Ebene 
der Individuen, der Unternehmen 
(Banken), der Wirtschafts- und der 
Währungspolitik – offenkundig auf 
der Basis dieser „führenden Ein-
sichten“ der Ökonomik, die an den 
Hochschulen ja dann auch gelehrt 
wurden, agiert.

Ein Streit zwischen 
Marktgläubigen

Der Streit innerhalb der Ökono-
mik ist im Wesentlichen ein Streit 
zwischen Marktgläubigen, zwi-
schen implizitem (vor allem die 
„Mathematiker“) und explizitem 
Ökonomismus (viele der „Ord-
nungspolitiker“). Aus der Sicht des 
„Mathematikers“ Thomas P. Geh-
rig ist es von vornherein ein Streit 
darum, wie die „gesellschaftliche 
Akzeptanz“ der Ökonomik zu retten 
sei.15 Vielleicht sollte man dann lie-
ber Marketingexperten einschalten. 
Oder das „Pfl ichtfach „Wirtschaft“ 
in der Schule“ etablieren, um „das 
fehlende Verständnis“ der unter 
zahlreichen „kognitiven“ und „ethi-
schen Biases“ leidenden „Laien“, 
d.h. der Bürger, „für wirtschaftli-

13 D. B a k e r : Die Macht der Finanzindustrie 
begrenzen, Interview, in: Manager Magazin 
vom 23.2.2009.

14 D. B a k e r : Actually the Economic Crisis 
Did Not Start in Finance, 6.6.2009, www.pro-
spect.org/csnc/blogs/beat_the_press.

15 T. P. G e r i n g : Schadet es, wenn Ökono-
men rechnen können?, faz.net, 11.5.2009.

che Zusammenhänge“ zu korrigie-
ren, „um Reformwiderstände zu 
überwinden“.16

Solche Ansinnen, die ins Rubrum 
Ideologieplanung fallen und einer 
liberalen Gesellschaft unwürdig 
sind, werden von Ökonomen kaum 
je zurückgewiesen und fi nden auch 
problemlos Unterschlupf in den 
einschlägigen Journals – selbstver-
ständlich double blinded reviewed. 
Dies hat mehrere Gründe – wenn 
wohl auch letztlich einen Grund: 
Marktgläubigkeit, d.h. der Glaube 
ans Prinzip Markt als dem Inbegriff 
praktischer (ethischer) Vernunft. 
(Der Streit, wie dieses auszulegen 
ist, ist ein innerökonomistischer 
Streit.) Da ist zum einen die wis-
senschaftlich festgestellte „er-
staunliche Homogenität“ innerhalb 
der „Glaubensgemeinschaft der 
Ökonomen“ (Hans Christoph Bins-
wanger) darüber, was eine gute 
und richtige Wirtschaftspolitik sei.17 
Friedrich Breyer dürfte mit seiner 
Einschätzung richtig liegen, dass 
„die Ökonomen“ die „konsequen-
testen Fürsprecher des Marktes“ 
bzw. des Prinzips Markt sind, eben-
so wie damit, dass der „Rest der 
Bevölkerung“ dies anders sieht.18 
Denn die Ökonomen sehen im 
Markt nur „wohltuende Wirkungen“ 
(Breyer) – oder vielleicht „netto“ 
„wohltuende Wirkungen“? –, wo-
hingegen viele Bürger ganz prak-
tisch erfahren, dass der globale 
Wettbewerb zunehmend eher das 
Gegenteil von „wohltuenden Wir-
kungen“ erzeugt. Wachsende Ein-
kommens- und Vermögensdispa-

16 D. H. E r n s t e , A. H a f e r k a m p , D. F e t -
c h e n h a u e r :  Unterschiede im Denken 
zwischen Ökonomen und Laien. Erklärungs-
ansätze zur Verbesserung der wirtschaftspo-
litischen Beratung, in: Perspektiven der Wirt-
schaftspolitik, Vol. 10, Nr. 1, 2009, S. 60-78, 
hier S. 74 f.

17 Vgl. D. H. E r n s t e  u.a., a.a.O, S. 60 und 
die dort angegebene Literatur.

18 F. B re y e r :  Die Chancen der Sozialen 
Marktwirtschaft und die Rolle der Ökonomen, 
in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik, Vol. 9, 
Nr. 2, 2008, S. 125-138, hier S. 129 f.

ritäten (das Wachstum der letzten 
Jahre ging im Wesentlichen ans Ka-
pital), zunehmender Stress, prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse und ein 
konsequent in Opportunitätskosten 
denkendes, ökonomisch radikali-
siertes Management, welches „sei-
ne“ Mitarbeiter als „Humankapital“ 
begreift und behandelt, sollten hier 
als Stichworte genügen.

Diese Einigkeit fi ndet sich auch, 
von der einen oder anderen Aus-
nahme abgesehen, zwischen den 
Kontrahenten. In stiller Eintracht 
haben einigermaßen proportional 
Vertreter beider Lager 2005 den 
„Hamburger Appell“ von 250 Pro-
fessoren der Volkswirtschaftslehre 
unterzeichnet. Beide Seiten fi nden 
es also beispielsweise richtig, dass 
eine „niedrigere Entlohnung der oh-
nehin schon Geringverdienenden“ 
und damit eine „verstärkte Lohn-
spreizung“ weiter um sich greifen.19 
Beide Seiten rufen zu „äußerster 
Lohnzurückhaltung“ auf, da die Ar-
beitslosigkeit ja auf ein „Versagen 
der Tarifparteien“ (womit vor allem 
die Gewerkschaften gemeint sind) 
zurückgeführt werden muss, nicht 
etwa auf das ungebremste Rendi-
testreben des Kapitals und des von 
ihm bestellten Managements, auch 
wenn dieses, und nicht etwa die 
Gewerkschaften, die Entlassungen 
aussprechen. Beide Seiten sind 
sich (erneut: von der einen oder an-
deren Ausnahme abgesehen) darin 
einig, dass, im Unterschied zu Löh-
nen und Gehältern, Gewinne bzw. 
Kapitaleinkommen niemals zu hoch 
sein können, weshalb von diesen 
Seiten ja auch niemals „Zurückhal-
tung“ verlangt wird.

Ökonomik als „erklärende“ 
Sozialwissenschaft

Diese Einmütigkeit dürfte damit 
zusammenhängen, dass beide Sei-
ten die Ökonomik als eine erklären-

19 M. F u n k e , B. L u c k e , T. S t r a u b h a a r : 
Hamburger Appell, 2005.
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de („positive“) Sozialwissenschaft 
begreifen. Die „Wirtschaftspolitiker“ 
möchten etwa „polit-ökonomisch 
erklären …, weshalb wirtschafts-
politische Institutionen versagen“20 
– was selbstverständlich eine ethi-
sche Klärung darüber voraussetzen 
müsste, in Hinblick worauf hier von 
einem „Versagen“ die Rede sein 
kann, worauf der Hinweis deu-
ten mag, dass solche Erklärungen 
„ohne normative Grundlagen nicht 
möglich“ seien. (Dies verwundert, 
da systematische wirtschaftsethi-
sche Refl exionen innerhalb der Dis-
ziplin weitgehend als unerwünscht 
betrachtet werden; die auch im 
internationalen Vergleich äußerst 
geringe Zahl von Lehrstühlen im 
Fach Wirtschaftsethik, die überdies 
mehrheitlich von Anhängern des 
Ökonomismus besetzt sind, belegt 
dies.) Sodann gelte es die Politik 
über die gefundenen „Wirkungen“ 
und „Zusammenhänge“ (also über 
Wirkungszusammenhänge) „zu 
informieren“, um so feststellen zu 
können, was „in der Realität an-
wendbar und umsetzbar“ ist und 
was nicht.

Der einzige Unterscheid zu den 
„Mathematikern“ scheint darin zu 
liegen, dass diese hierfür auch ma-
thematisch-hypothetische (statt nur 
„polit-ökonomische“) Erklärungen 
(also Modelle) heranziehen möch-
ten. Beide sind sich darin einig, 
dass die Ökonomik zumindest auch 
(oder vor allem) eine Rezeptwissen-
schaft ist. Ganz so, wie die Medizin. 
Nur behaupten die „Ordnungspo-
litiker“ aus Sicht der „Mathemati-
ker“, dass die „moderne Medizin … 
fehlgeleitet“ sei „und Handaufl egen 
besser funktioniert“.21

Die „Medizin“, die die Ökonomik, 
und zwar beider Lager, der Poli-
tik bzw. den Bürgern verabreichte, 

20  R. O h r, a.a.O.

21 H. U h l i g : Gibt es einen Richtungsstreit in 
der VWL?, 7.6.2009, http://blog.handelsblatt.
de/oekonomie/eintrag.php?id=62.

bestand darin, ihr bzw. ihnen die 
„unangenehmen Wahrheiten“ vor-
zurechnen, die der zu einer „Tatsa-
che“ (Hamburger Appell) reifi zierte 
Gegenstandsbereich „Wirtschaft“ 
berge. Durch die Erklärungen 
bzw. durch die daraus abgeleite-
ten Wenn-dann-Aussagen (etwa: 
„Wenn die Arbeitslosigkeit sinken 
soll, muss X getan werden.“) hin-
durch werden nämlich die Markt-
machtverhältnisse einfach abge-
bildet und hingenommen. Dies 
führte zum generellen „Heilungs-
vorschlag“ der „Hofi erung“ des 
Kapitals,22 da in einem unregulierten 
(Welt-)Markt die letzte Marktmacht 
beim Kapital liegt (und zwar in Form 
des Ausspielens der zu „Standor-
ten“ degradierten Gesellschaften 
gegeneinander).

Da „Vorfahrt für Arbeit“ (Horst 
Köhler) Vorfahrt fürs Kapital heißt 
(denn dieses schafft – und zerstört 
– ja die Arbeitsplätze), wurden alle 
„überfl üssigen Regulierungen“ im 
Finanzsektor abgebaut, wozu auch 
der „Ausbau des Verbriefungs-
marktes“ gehörte (Koalitionsver-
trag 2005). Denn je mehr Kapital 
im Spiel ist – das ja die ersehnten 
Arbeitsplätze schafft – desto größer 
der „Nutzen aller Marktteilnehmer“ 
(Koalitionsvertrag). Dass sich das 
Weltfi nanzkapital in der Folge dieser 
(natürlich nicht nur von Deutschland 
betriebenen) Politik vervielfachte23 
und zu einem „Tsunami aus Dollars“ 
(Charles R. Morris) anschwoll, galt 
als unproblematisch bzw. blieb un-
beachtet. Da die erklärende, „posi-
tive“ (bzw. positivistische) Methode 
auf eine „Beifallssalve“24 für die je-

22 H.-W. S i n n  in den WSM (Wirtschaftsver-
band Stahl- und Metallverarbeitung)-Nach-
richten vom 30.10.2005, S. 11, www.cesifo-
group.

23 D. F a r re l l , C. S. F ö l s t e r, S. L u n d : 
Long-term trends in the global capital mar-
kets, in: The McKinsey Quarterly, Februar 
2008.

24 M. We b e r : Gesammelte Aufsätze zur 
Wissenschaftslehre, 5. Aufl ., Tübingen 1982, 
S. 514.

weiligen Machtverhältnisse hinaus-
läuft, wurde sich und anderen keine 
Rechenschaft darüber abgelegt, 
dass diesem Kapitalzuwachs ent-
weder eine weitere Abschöpfung 
realwirtschaftlicher Wertschöpfung 
zugunsten des Kapitals korres-
pondieren musste oder die „Peit-
schenwirkung“ des gigantisch an-
gewachsenen Kapitals auf die Be-
schäftigten im Prozess der von ihm 
wesentlich beschleunigten „schöp-
ferischen Zerstörung“ (Schumpe-
ter) zu einem ebenso gigantischen 
realwirtschaftlichen Wachstum 
hätte führen müssen.25 Ebenso ge-
riet die dritte Möglichkeit nicht auf 
die Radarschirme der Ökonomen, 
dass es sich nämlich um eine Bla-
se gigantischen Ausmaßes handeln 
muss (was systematisch bedeutet, 
dass die Macht des Kapitals auf die 
stille Gegenmacht der – offenbar 
zunehmend erschöpften – Real-
wirtschaft stößt).

Wege aus der Orientierungs-
krise: Von der impliziten Ethik…

„Ökonomik ist Ethik“ – so hat 
Karl-Heinz Brodbeck26 den Grund-
gedanken integrativer Wirtschafts-
ethik (Peter Ulrich) auf den Punkt 
gebracht, womit natürlich gemeint 
ist: im Guten wie im Schlechten. 
Die Ethik der Ökonomik (gegen-
wärtigen Zuschnitts) ist eine Markt-
apologetik. Der implizite Ökonomis-
mus sitzt verborgen im Erklärungs-
paradigma, welches die jeweiligen 
Marktmachtverhältnisse „wertfrei“ 
feststellt und diese Feststellung 
an seine Adressaten, die von den 
Akteuren im Gegenstandsbereich 
kategorial getrennt werden (sonst 
machte dies nämlich alles keinen 
Sinn), weiterreicht. „Wertfreiheit“ 
heißt nichts anderes als Apologie 

25 Vgl. im Einzelnen U. T h i e l e m a n n : Sys-
tem Error. Warum der freie Markt zur Unfrei-
heit führt, Frankfurt a. M. 2009, im Erschei-
nen.

26 Karl-Heinz B ro d b e c k : Ökonomik ist 
Ethik, Beiträge zu Ethik und Wirtschaft, 3. 
Aufl ., Gröbenzell 2002, S. 18 ff.
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der bestehenden (Markt-)Macht-
verhältnisse.27 

Die Gefahr, die die „Ordnungs-
politiker“ sehen (unter denen sich 
besonders radikale Anhänger ei-
ner libertären Gesellschafts- und 
Wirtschaftsordnung fi nden), dürfte 
darin bestehen, dass die nur noch 
implizit ökonomistisch geprägten 
Ökonomen, deren Kernparadig-
ma der Positivismus und nicht der 
Ökonomismus ist, dann auf die 
Idee kommen könnten, den Ge-
genstandsbereich Wirtschaft nicht 
mehr durchgängig als eine erfreu-
liche Erscheinung zu beschrei-
ben. Etwa indem sie fi nden, dass 
Mindestlöhne nicht „prinzipiell 
schlecht“ sind28 (was übrigens of-
fenkundig ebenso wie die Gegen-
these eine normative Aussage ist). 
Oder indem sie darauf aufmerk-
sam machen, dass „durch Öffnung 
von Güter- oder Arbeitsmärkten“ 
viele „schlechter gestellt werden“, 
und man diese Wettbewerbsverlie-
rer nicht „damit vertrösten“ kann, 
„dass es langfristig dadurch allen 
bessergehen werde“.29

Dies scheint der Grund zu sein, 
warum die „Ordnungspolitiker“ als 
„Hüter“ des Marktprinzips Norma-
tivität fordern. Denn die normati-
ve Gültigkeit des „Prinzips offener 
Märkte“30 lässt sich am reifi zierten 
Gegenstand nicht ablesen. Dieses 
Prinzip, das Prinzip Wettbewerb, 
soll aber den unerschütterlichen 
„normativen Kompass“ (Hüther) bil-

27 Vgl. U. T h i e l e m a n n : Integrative Wirt-
schaftsethik als kritische Theorie des Wirt-
schaftens. Die Unmöglichkeit der Wertfreiheit 
der Ökonomie als Ausgangspunkt der Wirt-
schaftsethik, in: M. B re u e r, A. B r i n k , O.J. 
S c h u m a n n  (Hrsg): Wirtschaftsethik als kri-
tische Sozialwissenschaft, Bern, u.a. 2003, 
S. 89-115.

28 R. B a c h m a n n : „Ordnungsökonomik 
reicht nicht“, Interview, faz.net, 6.6.2009.

29 G. K i rc h g ä s s n e r : Der Rückzug ins na-
tionale Schneckenhaus, faz.net, 15.6.2009.

30 M. H ü t h e r : Die Krise als Waterloo der 
Ökonomik, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 16.3.2009.

den, mit dem die Ökonomik an die 
Politik tritt. Sonst könnte die Politik 
noch auf die Idee kommen, dass 
die „Globalisierung“ zu „gestalten“ 
und eine „Weltwirtschaftsordnung“ 
zu errichten sei,31 was stets auf ei-
ne partielle Schließung der Märk-
te hinausläuft (sie wären weniger 
„offen“ für die sich „frei“ entfalten 
sollenden Marktkräfte, als sie sein 
könnten).

… zur expliziten Ethik – aber bit-
te mit Distanz zur Marktlogik

Die Ökonomik befi ndet sich in 
der Orientierungskrise. Marktdog-
matiker fi nden sich auf beiden Sei-
ten. So etwa bei dem „Mathemati-
ker“ Harald Uhlig, der die Krise auf 
„Überregulierung“ zurückführt und 
meint, „wir“ hätten immer noch „zu 
wenig Spekulanten“,32 mit anderen 
Worten: es sei immer noch zu we-
nig Blasenkapital vorhanden. Über 
das „Allgemeingut der Volkswirt-
schaftslehre“ lohne es sich nicht 
mehr zu diskutieren, denn dass 
„Märkte eigentlich gut funktionie-
ren“ („gut“ mit Blick worauf?) sei 
eine „Binsenweisheit“.33 Großzü-
gigerweise gibt Uhlig denjenigen, 
die „anderer Meinung sind“, in sei-
nem Blog „noch einmal eine letzte 
Chance!“. Eine solche Ökonomik, 
die mit der Refl exion ihrer eigenen 
(normativen) Grundlagen abge-
schlossen hat, ist als Wissenschaft 
am Ende.

Auf der anderen Seite fi nden 
sich auch unter den „Ordnungspo-
litikern“ Vertreter, denen die Krise 
Anlass ist, mit einer gewissen kriti-
schen Distanz vom Marktprinzip zu 
sprechen. So sieht Joachim Star-
batty in der Finanzkrise „zugleich 
eine Krise des derzeit dominanten 

31 A. M e r k e l : Rede auf dem CDU-Parteitag, 
1. Dezember 2008.

32 H. U h l i g : Die Welt-Wirtschaftskrise: 
Überregulierung, 18.6.2009, http://blog.han-
delsblatt.de/oekonomie/eintrag.php?id=65.

33 H. U h l i g : Gibt es einen Richtungsstreit in 
der VWL?, a.a.O.

Wirtschafts- und Lebensstils“, eines 
„Wirtschafts- und Lebensstils“, der 
auch und gerade von „der moder-
nen Volkswirtschaftslehre“ geprägt 
wurde.34 Diese habe vergessen, 
dass es da auch ein „Jenseits von 
Angebot und Nachfrage“ (Röpke) 
gebe. Anzufügen wäre, dass dieses 
„Jenseits“ von einem „alles durch-
dringenden Wettbewerb“35 okku-
piert wird und die Gesellschaft so 
zu einer Marktgesellschaft mutiert 
(was die ökonomistisch geprägte 
Ökonomik bereits grundbegriffl ich 
voraussetzt). 

Wenn Angela Merkel davon 
spricht, dass die Weltmärkte zu 
„gestalten“ seien, und zwar so, 
dass die globale Marktwirtschaft 
eine „menschliche“ wird, von wem 
soll sie sich dabei beraten lassen? 
Die derzeitige Ökonomik ist dazu 
nicht aufgestellt. Sie müssten von 
ihrer „impliziten Ethik“ (Brodbeck) 
abrücken und zu einer expliziten 
Wirtschaftsethik werden, ohne ge-
genüber der Marktlogik voreinge-
nommen zu sein – was übrigens 
nicht heißt, „Präskriptionen“ aufzu-
stellen, sondern lediglich, dass der 
Gegenstand in ethisch angemesse-
nen, nicht von vornherein beschö-
nigenden Begriffen gefasst wird. 
Hierzu gehört auch die schlichte 
Erkenntnis, dass normative Begrif-
fe, die Ökonomen völlig unbedarft 
verwenden (wie „fruchtbar“, „wün-
schenswert“, „vernünftig“, „Ver-
sagen“ usw.), ethisch-methodisch 
zu refl ektieren sind. Und natürlich 
gehört dazu auch die Erkenntnis, 
dass sich nicht ausrechnen lässt, 
was „wichtig“ ist.36

34 Joachim S t a r b a t t y : Warum die Ökono-
men versagt haben, 5.11.2008, www.hayek.
de.

35 W. R ö p k e : Jenseits von Angebot und 
Nachfrage, 4. Aufl ., Erlenbach 1966, S. 188.

36 Dies scheint allerdings R. B a c h m a n n 
(a.a.O.) zu meinen, wenn er formuliert: „Wenn 
man glaubt, dass politische und kulturelle 
Rahmenbedingungen wichtig sind: bitte in 
das Modell einbauen“.
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